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wurde. Der Bundesrat hat sich daher gleich 
zweimal mit den Herausforderungen und Per-
spektiven des internationalen Genf befasst: 
am 29. Juni und am 9. November wurden die 
beiden Anträge «Besoins financiers de la Ge-
nève internationale en 2012» und «Nécessité 
de définir le positionnement de la Suisse par 
rapport aux demandes de contributions por-
tant sur des rénovations d'immeubles exis-
tants» vom Bundesrat verabschiedet. 

Die Botschaft zum Übereinkommen der Ver-
einten Nationen zum Schutz aller Personen 
vor dem Verschwindenlassen hat nicht wie 
geplant in der Legislatur 2007–2011 verab-
schiedet werden können, weil aufgrund der 
Komplexität des Übereinkommens vorgängig 
vertieft die legislatorischen und administrati-
ven Folgen einer Ratifikation für Bund und 
Kantone sowie die Kostenfolge abgeklärt wer-
den müssen. 

Die Botschaft zum UNO-Übereinkommen über 
Seefrachtverträge und multimodale Frachtver-
träge mit Seeabschnitt wurde nicht wie ge-
plant in der Legislatur 2007–2011 verab-
schiedet, weil die Konvention seit ihrer Verab-
schiedung zwar 24 Unterzeichnungen, aber 
erst eine einzige Ratifikation (Spanien) auf-
weist. In verschiedenen Staaten scheint der 

Ratifikationsprozess inzwischen in Vorberei-
tung. Es erscheint opportun, die Haltung der 
wichtigsten Seehandelspartner der Schweiz 
und der Hafenstaaten abzuwarten. Das unter 
Schweizer Beteiligung ausgehandelte Abkom-
men wurde am 2. September 2009 unter-
zeichnet; es ersetzt die bisherigen Verträge 
und schafft einheitliches Recht für internatio-
nale Seefrachtverträge. Zudem basiert das 
Übereinkommen auf einem neuen Ansatz: es 
regelt nicht nur reine Seebeförderungen, son-
dern erfasst auch multimodale Transporte, 
was angesichts der zunehmenden «Containe-
risierung» des Handels von fundamentaler 
Bedeutung ist. 

Der Bericht zum ersten Zusatzprotokoll der 
Europäischen Menschenrechtskonvention hat 
nicht wie geplant in der Legislatur 2007–2011 
verabschiedet werden können, weil eine Kon-
sultation der Kantone und der zuständigen 
Stellen des Bundes über die Vereinbarkeit 
unserer Rechtsordnung mit den Anforderun-
gen des ersten Zusatzprotokolls ergab, dass 
die Schweiz das erste Zusatzprotokoll nur mit 
einer ganzen Reihe von Vorbehalten nationa-
len Rechts ratifizieren könnte. Aus diesem 
Grund kam der Bundesrat zum Schluss, dass 
eine Ratifikation derzeit nicht mehr als priori-
tär zu bewerten sei. 
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Ziel 16: Friedensförderung und Konfliktprävention 

 Entscheid über eventuelle mittelfristige Kandidatur der Schweiz für den UN-Sicherheitsrat 

 Botschaft über den Rahmenkredit für die zivile Friedensförderung und die Stärkung der Menschen-

rechte 2012–201597 

 Verstärkung des Einsatzes für die Abrüstung und Nonproliferation von Massenvernichtungswaffen 

 Bericht zum ersten Zusatzprotokoll der Europäischen Menschenrechtskonvention 

 

 
 
Am 12. Januar 2011 hat der Bundesrat die 
Einschreibung der Kandidatur der Schweiz für 
einen nicht ständigen Sitz im UNO-
Sicherheitsrat 2023/2024 beschlossen. Die 
Schweiz gehört der westlichen Regionalgruppe 
WEOG an, die alle zwei Jahre Anspruch auf 
zwei nicht ständige Sitze im Sicherheitsrat hat. 
2023/2024 ist der nächstmögliche Termin, 
für den nicht bereits andere WEOG-Länder ihre 
Kandidatur angemeldet haben. Eine Mitglied-
schaft im Sicherheitsrat gäbe der Schweiz ein 
zusätzliches Instrument, um ihre Interessen zu 
vertreten, ihre aussenpolitischen Ziele zu ver-
wirklichen und ihre Bereitschaft zur Übernah-
me von Verantwortung auf globaler Ebene zu 
zeigen. 

Die Förderung der menschlichen Sicherheit, 
welche Friedensförderung, Menschenrechte, 
Demokratie, humanitäre Politik und Migration 
umfasst, ist ein wichtiges Instrument der 
Schweizer Aussenpolitik. Der Bundesrat hat 
deshalb am 29. Juni 2011 eine «Botschaft 
über die Weiterführung von Massnahmen zur 
Förderung des Friedens und der menschlichen 
Sicherheit 2012–2016» verabschiedet. Seit 
2004 wird die in der Bundesverfassung und 
im Gesetz verankerte Förderung der menschli-
chen Sicherheit über einen Rahmenkredit 
finanziert. Dieses Finanzierungsmodell hat 
sich bewährt: Es erlaubt eine mehrjährige Pla-
nung und gewährleistet damit Wirksamkeit, 
Glaubwürdigkeit und Nachhaltigkeit des Enga-
gements. Dementsprechend hat der Bundes-
rat erneut einen Rahmenkredit über 310 Mio. 
Franken mit einer Laufzeit von mindestens 
vier Jahren beantragt. Ein substantieller Anteil 
des Rahmenkredits (50 Mio. Franken) ist aus 

aktuellem Anlass für ein Spezialprogramm für 
Nordafrika und den Mittleren Osten bestimmt, 
zur Unterstützung der Demokratisierungspro-
zesse, die im Zuge der 2011 in mehreren 
Staaten Nordafrikas und des Mittleren Ostens 
ausgebrochenen Volksaufstände ausgelöst 
wurden. 

Eine engagierte Abrüstungspolitik bildet die 
natürliche Ergänzung einer Politik der aktiven 
Friedensförderung. In der am 29. Juni 2011 
vom Bundesrat verabschiedeten «Botschaft 
über die Weiterführung von Massnahmen zur 
Förderung des Friedens und der menschlichen 
Sicherheit 2012–2016» ist denn auch ein 
verstärkter Einsatz der Schweiz in den Berei-
chen Abrüstung, Rüstungskontrolle und 
Nonproliferation vorgesehen. Künftig sollen 
dem Abrüstungsbereich jedes Jahr umfassen-
de Mittel aus dem laufenden Rahmenkredit 
gewidmet werden. Die nukleare Abrüstung soll 
dabei einen Schwerpunkt bilden. Der Bundes-
rat sieht hierzu Handlungsmöglichkeiten der 
Schweiz im Hinblick auf ein Kernwaffenverbot, 
für eine Herabsetzung der Alarmstufe von 
Kernwaffen, zugunsten institutioneller Refor-
men im Bereich der Abrüstung und Nonprolife-
ration, zur Stärkung des internationalen Genf 
im Bereich Abrüstung sowie bezüglich Verstär-
kung der guten Dienste. 

Der vom Parlament als Richtliniengeschäft 
unter dem Ziel «Friedensförderung und Kon-
fliktprävention» geforderte Bericht zum ersten 
Zusatzprotokoll der Europäischen Menschen-
rechtskonvention hat nicht wie geplant in der 
Legislatur 2007–2011 verabschiedet werden 
können. Begründung siehe Ziel 15.98 
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Ziel 17: Armutsreduktion durch kohärente und wirksame Hilfe zur Selbst-

hilfe 

 Botschaft zur Verlängerung und Aufstockung des Rahmenkredits der humanitären Hilfe 

 Geografische Ausweitung des Mandats der EBRD auf die Länder des südlichen und östlichen Mit-

telmeers 

 

 
 
Am 6. Juni 2011 hat der Bundesrat die Bot-
schaft zur Verlängerung und Aufstockung des 
Rahmenkredits zur Weiterführung der interna-
tionalen humanitären Hilfe der Eidgenossen-
schaft verabschiedet. Ab 2013 sollen die vier 
Rahmenkredite zur Weiterführung der Entwick-
lungszusammenarbeit (DEZA), der Osthilfe 
(DEZA/SECO), der Humanitären Hilfe (DEZA) 
und der wirtschafts- und handelspolitischen 
Massnahmen im Rahmen der Entwicklungszu-
sammenarbeit (SECO) parallel laufen. Durch 
die verschiedene zeitliche Staffelung der ak-
tuellen Rahmenkredite und deren jeweilige 
Ausschöpfung ist für die Humanitäre Hilfe des 
Bundes ab Mitte 2012 eine Übergangsphase 
von rund sechs Monaten notwendig, um die 
Zeit zwischen der Ausschöpfung des laufen-
den Rahmenkredits bis hin zum neuen regulä-
ren Rahmenkredit ab 2013 zu überbrücken. 
Vor diesem Hintergrund hat der Bundesrat die 
Aufstockung und Verlängerung des sechsten 
Rahmenkredits zur Weiterführung der interna-
tionalen humanitären Hilfe um 112 Mio. Fran-
ken für eine Laufzeit bis Ende 2012 beantragt. 
Die Weiterführung der Humanitären Hilfe des 
Bundes erfährt in dieser Verlängerungsbot-

schaft für sechs Monate keine grundsätzliche 
Änderung. 

Die Schweiz hat aus aussen-, aussenwirt-
schafts-, migrations- und sicherheitspoliti-
schen Überlegungen ein besonderes Interesse 
an einer geordneten Transition und an stabi-
len und demokratischen Verhältnissen im süd-
lichen Mittelmeerraum; der Bundesrat hat dies 
in seiner Strategie zu Nordafrika vom 11. März 
2011 bestätigt. Vorgesehen sind Massnah-
men vor allem in den Bereichen humanitäre 
Hilfe, Migration, Strukturreform, Wirtschafts-
entwicklung und Armutsbekämpfung. In die-
sem Zusammenhang hat der Bundesrat am 
30. September 2011 auch Änderungen des 
Übereinkommens zur Errichtung der Europäi-
schen Bank für den Wiederaufbau und Ent-
wicklung (EBRD) gutgeheissen; dies als Grund-
lage für die Stimme des Schweizer Gouver-
neurs in diesem Sinne bei der EBRD. Mit der 
Änderung der Artikel 1 und 18 soll das Mandat 
der EBRD geografisch auf die Länder des süd-
lichen und östlichen Mittelmeers ausgeweitet 
werden. 
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Parlamentsgeschäfte 2007–2011: Stand Ende 2011 

1 Den Wirtschaftsstandort Schweiz stärken, um die Voraussetzungen für mehr 
und bessere Arbeitsplätze zu schaffen 

Ziel 1 Wettbewerb im Binnenmarkt verstär-

ken und Rahmenbedingungen 

verbessern 

geplant Jahres-

ziele 2011 

Verabschiedung 

2011 

Stand Legislatur 

2007–2011 

 Richtliniengeschäfte Legislaturplanung    

 Botschaft zur Teilrevision des Bundesge-

setzes über technische Handelshemm-

nisse 

  25.06.2008 

 Botschaft zur Änderung des Arbeitslosen-

versicherungsgesetzes (Finanzierung der 

Arbeitslosenversicherung) 

  03.09.2008 

 Botschaft zum Freihandelsabkommen 

zwischen der Schweiz und Japan 

  06.03.2009 

 Botschaft zum Freihandelsabkommen 

zwischen den EFTA-Staaten und Kolum-

bien sowie zur Vereinbarung zwischen der 

Schweiz und Kolumbien über den Handel 

mit Agrarprodukten 

  06.03.2009 

 Botschaft zum Freihandelsabkommen 

zwischen den EFTA-Staaten und den 

Staaten des Golfkooperationsrates sowie 

zur Vereinbarung zwischen der Schweiz 

und den Staaten des Golfkooperationsra-

tes über den Handel mit Agrarprodukten 

  11.09.2009 

 Botschaft zum Schutz der «Marke 

Schweiz» 

  18.11.2009 

 Botschaft zur Beschleunigung des Be-

schaffungswesens 

  19.05.2010 

 Botschaft über die finanziellen Mittel für 

die Landwirtschaft in den Jahren 2012 

und 2013 

  30.06.2010 

 Botschaft zum Freihandelsabkommen 

zwischen den EFTA-Staaten und der 

Republik Peru sowie zum bilateralen 

Landwirtschaftsabkommen zwischen der 

Schweiz und Peru 

  08.09.2010 

 Sammelbotschaft zur Standortförderung 

20122015 [inkl. Tourismus] 

1. Halbjahr 23.02.2011 23.02.2011 
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 Botschaft zur Revision des Bankengeset-

zes zur Limitierung von volkswirtschaftli-

chen Risiken durch systemrelevante 

Banken («Too big to fail»)99 

2. Halbjahr 20.04.2011 20.04.2011 

 Botschaft zur Weiterentwicklung der 

Agrarpolitik und zu einem Bundesbe-

schluss über die finanziellen Mittel für die 

Landwirtschaft in den Jahren 2014–

2017 

2. Halbjahr - -100 

 Botschaft über die Genehmigung des 

Freihandelsabkommens zwischen den 

EFTA-Staaten und Hongkong, China, des 

Landwirtschaftsabkommens zwischen 

der Schweiz und Hongkong, China, sowie 

des Abkommens über Arbeitsstandards 

zwischen den EFTA-Staaten und Hong-

kong, China 

- 16.09.2011 16.09.2011 

 Bericht zur administrativen Entlastung 

von Unternehmen: Bilanz 2007–2011 

und Perspektiven 2012–2015 

2. Halbjahr 24.08.2011 24.08.2011 

 Engagement im Rahmen der WTO-Doha-

Runde101 

  ohne BRB 

 Weitere Geschäfte Legislaturplanung    

 Botschaft zum Bundesgesetz über die 

Produktesicherheit 

  25.06.2008 

 Nachführung und Erweiterung des Land-

wirtschaftsabkommens CH-EG im Veteri-

närbereich 

  22.10.2008 

 Botschaft zur Änderung des Obligationen-

rechtes (Schutz vor missbräuchlichen 

Mietzinsen) 

  12.12.2008 

 Botschaft zur Änderung der Kriterien für 

die Bewilligungsverweigerung im Güter-

kontrollgesetz 

  20.05.2009 

 Botschaft zum Bundesbeschluss über die 

Genehmigung und die Umsetzung des 

revidierten Übereinkommens von Lugano 

über die gerichtliche Zuständigkeit, die 

Anerkennung und die Vollstreckung ge-

richtlicher Entscheidungen in Zivil- und 

Handelssachen 

  18.02.2009 

 Bericht zur Evaluation der Wirksamkeit 

und des Vollzugs des Kartellgesetzes 

  25.03.2009 

 Bericht über die Weiterentwicklung des 

Direktzahlungssystems im Agrarbereich 

(in Erfüllung der Mo. WAK-SR 06.3635) 

  06.05.2009 
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 Bericht über die Unternehmensbewertung 

im Erbrecht (in Erfüllung des Po. Brändli 

06.3402) 

  01.04.2009 

 Bericht über die Überprüfung der Locke-

rung des Verbots der telekommunikati-

onsgestützten Durchführung von Glücks-

spielen 

  22.04.2009 

 Botschaft zur Teilrevision des Schuld-

betreibungs- und Konkursrechts (Sanie-

rungsrecht) 

  08.09.2010 

 Zusatzbotschaft zur Änderung des Ban-

kengesetzes (Nachrichtenlose Vermö-

genswerte)102 

  01.10.2010 

 Botschaft über das Bundesgesetz über 

die Unternehmensanwälte 

  04.06.2010 

(Verzicht) 

 Abkommen über veterinärhygienische 

und tierzüchterische Massnahmen 

  24.09.2010 

 Botschaft zur Totalrevision des Versiche-

rungsvertragsgesetzes 

2. Halbjahr 07.09.2011 07.09.2011 

 Botschaft zur Änderung des Bundesge-

setzes über die Durchsetzung von inter-

nationalen Sanktionen (Embargogesetz) 

1. Halbjahr 16.12.2011 

(Verzicht) 

16.12.2011 

(Verzicht) 

 Botschaft zum gesetzlichen Schutz für 

Hinweisgeber von Korruption (Teilrevision 

OR) (in Erfüllung der Mo. Gysin 03.3212) 

2. Halbjahr - - 

 Botschaften zur Totalrevision des Alko-

holgesetzes sowie zum Spirituosensteu-

ergesetz103 

2. Halbjahr - - 

 Verpflichtungskredit / Zahlungsrahmen    

 Finanzielle Mittel für die Landwirtschaft in 

den Jahren 2012 und 2013 

  30.06.2010 

 Botschaft zu einem Rahmenkredit für 

Eventualverpflichtungen (Bürgschaften) 

in der Wohnraumförderung 

  18.08.2010 

 Finanzielle Mittel Standortförderung 

2012–2015: Zahlungsrahmen und Ver-

pflichtungskredit 

  23.02.2011 

 Neue Geschäfte    

 Botschaft zur Volksinitiative «Gegen Tier-

quälerei und für einen besseren Rechts-

schutz der Tiere (Tierschutzanwalt-

Initiative)» 

  14.05.2008 

 Botschaft zur Volksinitiative «für ein Ver-

bot von Kriegsmaterial-Exporten» 

  27.08.2008 
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 Botschaft zu einem Massnahmenpaket 

zur Stärkung des schweizerischen Fi-

nanzsystems 

  05.11.2008 

 Botschaft zur Änderung des Bundesge-

setzes über die Banken und Sparkassen 

(Verstärkung des Einlegerschutzes) 

  05.11.2008 

 Botschaft zur Volksinitiative «Gegen die 

Abzockerei» und zur Änderung des Obliga-

tionenrechts 

  05.12.2008 

 Bericht «Ansatzpunkte zur Bekämpfung 

der Preisinsel Schweiz» (in Erfüllung des 

Po. David 05.3816) 

  05.11.2008 

 Bericht «Wachstumspolitik 2008–2011» 

(in Erfüllung der Mo. FDP-Fraktion 

01.3089) 

  05.11.2008 

 Bericht «Hintergründe des Goldverkaufs 

der Schweizerischen Nationalbank» (in 

Erfüllung des Po. Stamm 07.3708) 

  05.11.2008 

 Botschaft zur Änderung des Landwirt-

schaftsgesetzes (Bilanzreserve zur Finan-

zierung von Begleitmassnahmen im Zu-

sammenhang mit internationalen Ab-

kommen im Bereich der Landwirtschaft) 

  25.02.2009 

 Botschaft zur Einführung einer einheitli-

chen Unternehmens-Identifikations- 

nummer 

  28.10.2009 

 Botschaft zur Revision des Bundesgeset-

zes gegen den unlauteren Wettbewerb 

  02.09.2009 

 Botschaft über die 2. Stufe der konjunk-

turellen Stabilisierungsmassnahmen: 

Nachtrag Ia zum Voranschlag 2009 und 

weitere Massnahmen 

  11.02.2009 

 Botschaft zu einem Bundesgesetz über 

befristete konjunkturelle Stabilisierungs-

massnahmen im Bereich des Arbeits-

markts und der Informations- und Kom-

munikationstechnologien (3. Stufe der 

konjunkturellen Stabilisierungsmass-

nahmen) 

  10.08.2009 

 Bericht über die Nahrungsmittelkrise, 

Rohstoff- und Ressourcenknappheit (in 

Erfüllung des Po. Stadler 08.3270) 

  19.08.2009 

 Bericht über die Weiterentwicklung des 

Importsystems von Fleisch (in Erfüllung 

der Mo. Büttiker 06.3735) 

  06.05.2009 

 Bericht an die WAK-N: «Situation und 

Perspektiven des Finanzplatzes Schweiz» 

  11.09.2009 
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 Bericht über die Wirtschaftslage in der 

Schweiz und Stabilisierungsmassnahmen 

(in Erfüllung des Po. WAK-N 08.3764) 

  29.05.2009 

 Bericht über die finanziellen Auswirkun-

gen der konjunkturpolitischen Stabilisie-

rungsmassnahmen auf die Kantone (in 

Erfüllung des Po. Grin 09.3282) 

  16.12.2009 

 Bericht zur Strategie für die Finanzmarkt-

politik (in Erfüllung des Po. Graber 

09.3209) 

  16.12.2009 

 Bericht über die administrative Entlas-

tung im Bereich Bewilligungen (in Erfül-

lung des Po. Wicki 06.3888 und des Po. 

CVP/EVP/glp 06.3732) 

  16.12.2009 

 Botschaft zur Änderung des Bankenge-

setzes (Sicherung der Einlagen) 

  12.05.2010 

 Botschaft zu einem Rahmenkredit für 

Eventualverpflichtungen (Bürgschaften) 

in der Wohnraumförderung 

  18.08.2010 

 Botschaft zum revidierten Abkommen 

zwischen der Schweizerischen Eidgenos-

senschaft und den Vereinigten Staaten 

von Amerika über ein Amtshilfegesuch 

des Internal Revenue Service der Verei-

nigten Staaten von Amerika betreffend 

UBS AG 

  14.04.2010 

 Botschaften zur Genehmigung der Dop-

pelbesteuerungsabkommen (DBA) zwi-

schen der Schweiz und USA, Dänemark, 

Frankreich, Mexiko und Grossbritannien 

  27.11.2009 

 Botschaften zur Genehmigung der Dop-

pelbesteuerungsabkommen (DBA) zwi-

schen der Schweiz und Österreich, Lu-

xemburg, Norwegen, Finnland und Katar 

  20.01.2010 

 Botschaften zur Genehmigung der Dop-

pelbesteuerungsabkommen (DBA) zwi-

schen der Schweiz und der Türkei, den 

Niederlanden, Tadschikistan, Georgien, 

Japan und Polen 

  25.08.2010 

 Botschaften zur Genehmigung der Dop-

pelbesteuerungsabkommen (DBA) zwi-

schen der Schweiz und Deutschland, 

Indien, Kasachstan, Kanada, Uruguay 

und Griechenland 

  03.12.2010 

 Botschaft über die Planung von Mass-

nahmen zur Begrenzung volkswirtschaft-

licher Risiken durch Grossunternehmen 

  12.05.2010 
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 Botschaft zur Volksinitiative «6 Wochen 

Ferien für alle» 

  18.06.2010 

 Botschaft über die Anerkennung privater 

Vereinbarungen zur Vermeidung der 

Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der 

Steuern von Einkommen und Vermögen 

  18.08.2010 

 Botschaft zur Volksinitiative «Für Geld-

spiele im Dienste des Gemeinwohls» 

  20.10.2010 

 Botschaft über das Messwesen   27.10.2010 

 Botschaft zur Aufhebung des Bundesbe-

schlusses über die Förderung der Heim-

arbeit 

  03.12.2010 

 Botschaft betreffend das Protokoll Nr. 3 

zum Europäischen Rahmenübereinkom-

men über die grenzüberschreitende Zu-

sammenarbeit zwischen Gebietskörper-

schaften oder Behörden betreffend Ver-

bünde für euroregionale Zusammenarbeit  

  17.11.2010 

 Bericht «Das Verhalten der Finanz-

marktaufsicht in der Finanzmarktkrise – 

Lehren für die Zukunft» (in Erfüllung der 

Po. David 08.4039 und WAK-N 09.3010) 

  12.05.2010 

 Bericht «Cluster in der Wirtschaftsförde-

rung» (in Erfüllung des Po. Rey 06.3333) 

  24.03.2010 

 Bericht «Übergänge in den Arbeitsmarkt: 

Die Massnahmen der kantonalen Ar-

beitsmarktbehörden und des Bundes zur 

arbeitsmarktlichen Integration von jungen 

Erwachsenen» (in Erfüllung des Po. Frak-

tion CVP/EVP/glp 07.3232) 

  25.08.2010 

 Bericht «Arbeitslosenversicherungsgesetz 

(AVIG): Die 4. AVIG-Revision und mögliche 

Auswirkungen auf die Kosten der Sozial-

hilfe, der Kantone und der Gemeinden» 

(in Erfüllung des Po. Fässler 09.4283) 

  30.06.2010 

 Botschaft zur Revision des Kartellgeset-

zes 

2. Halbjahr - - 

 Botschaft zur Änderung des Börsengeset-

zes (Börsendelikte und Marktmissbrauch) 

1. Halbjahr 31.08.2011 31.08.2011 

 Botschaft zur Regulierung von Vergü-

tungssystemen von Finanzunternehmen 

mit Staatshilfe («Boni») 

2. Halbjahr - - 

 Botschaft über Massnahmen zur Abfede-

rung der Frankenstärke und zur Verbes-

serung der Wettbewerbsfähigkeit 

- 31.08.2011 31.08.2011 
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 Botschaft zum Bundesgesetz über die 

Anpassung von verfahrensrechtlichen 

Bestimmungen zum anwaltlichen Berufs-

geheimnis 

- 26.10.2011 26.10.2011 

 Botschaft zur Revision des Lebensmittel-

gesetzes 

- 25.05.2011 25.05.2011 

 Botschaft zur Genehmigung eines Proto-

kolls zur Änderung des DBA zwischen der 

Schweiz und Spanien 

- 23.11.2011 23.11.2011 

 Botschaften zur Genehmigung eines DBA 

zwischen der Schweiz und den Vereinig-

ten Arabischen Emiraten, Hongkong und 

Russland 

- 23.11.2011 23.11.2011 

 Botschaft zur Genehmigung eines Proto-

kolls zur Änderung des DBA zwischen der 

Schweiz und Russland 

- 23.11.2011 23.11.2011 

 Bericht zur Umsetzung und Wirkung der 

konjunkturellen Stabilisierungsmass-

nahmen im Rahmen der drei Pakete der 

Jahre 2009 und 2010 

2. Halbjahr - - 

 Bericht über die Eidg. Zollverwaltung, 

betreffend Grenzwachtkorps und ziviler 

Zoll (in Erfüllung des Po. Fässler-

Osterwalder 08.3513, der Mo. Fehr Hans 

08.3510 und des Po. SIK-S 09.3737) 

- 12.01.2011 12.01.2011 

 Bericht «Massnahmen zur Verstärkung 

der Instrumente des Agrarmarktes» (in 

Erfüllung des Po. Bourgeois 10.3374) 

- 23.03.2011 23.03.2011 

 Bericht zur unerlaubten Werknutzung 

über das Internet (in Erfüllung des Po. 

Savary 10.3263) 

- 30.11.2011 30.11.2011 

 Bericht über die Auswirkungen der Flan-

kierenden Massnahmen zum Personen-

freizügigkeitsabkommen (FZA) CH-EU auf 

die grenzüberschreitenden Wirtschafts-

räume (in Erfüllung des Po. Müller 

07.3901) 

- 09.12.2011 09.12.2011 

Ziel 2 Bildung, Forschung und Innovation 

fördern 

geplant Jahres-

ziele 2011 

Verabschiedung 

2011 

Stand Legislatur 

2007–2011 

 Richtliniengeschäfte Legislaturplanung    

 Botschaft zur Teilrevision des For-

schungsgesetzes (KTI) 

  05.12.2008 

 Botschaft zum Bundesgesetz über die 

Förderung der Hochschulen und die 

Koordination im schweizerischen Hoch-

schulbereich (HFKG) 

  29.05.2009 
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 Botschaft über die Förderung von Bil-

dung, Forschung und Innovation im Jahre 

2012 (BFI-Botschaft 2012) 

  03.12.2010 

 Botschaft zur Totalrevision des For-

schungsgesetzes (FIFG) 

2. Halbjahr 09.11.2011 09.11.2011 

 Schaffung der gesetzlichen Grundlagen 

für eine Stiftung «Forschung Schweiz» 

[siehe Innovationspark im FIFG]  

- 09.11.2011 09.11.2011 

 Botschaft über die Förderung von Bil-

dung, Forschung und Innovation in den 

Jahren 2012–2015 (BFI)104 

  -105 

 Bundesgesetz über gemeinsame Projekte 

von Bund und Kantonen zur Steuerung 

des Bildungsraums Schweiz 

  - 

 Schaffung eines Bundesgesetzes über 

die Weiterbildung 

  -106 

 Weitere Geschäfte Legislaturplanung    

 Botschaft zur Genehmigung der Brief-

wechsel zwischen der Schweiz und Eura-

tom betreffend schweizerischer Teilnah-

me am Fusionsforschungsprojekt ITER 

  23.04.2008 

 Botschaft zur Finanzierung der offiziellen 

Teilnahme der Schweiz an den Bildungs-, 

Berufsbildungs- und Jugendprogrammen 

der EU bis 2013 

  02.09.2009 

 Botschaft zum Bundesgesetz über die 

Forschung am Menschen 

  21.10.2009 

 Botschaft über die Teilrevision des ETH-

Gesetzes (Anpassung Führungsstruktur 

und gegebenenfalls Immobilientransfer) 

  - 

 Verpflichtungskredit / Zahlungsrahmen    

 Botschaft über die Finanzierung der 

offiziellen Teilnahme der Schweiz an den 

Bildungs-, Berufsbildungs- und Jugend-

programmen der EU (2009 bis 2013): 

Verpflichtungskredit 

  02.09.2009 

 Botschaft über die Förderung von Bil-

dung, Forschung und Innovation 2012–

2015107 (BFI): Diverse Verpflichtungskre-

dite und Zahlungsrahmen 

  -108 

 Neue Geschäfte    

 Botschaft zur Genehmigung der Erklärung 

europäischer Regierungen über die Ein-

satzphase der Träger Ariane, Sojus und 

Vega vom Raumfahrtzentrum Guyana aus 

  20.02.2008 
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 Botschaft über die Nationale Strategie für 

Hochleistungsrechnen und –vernetzung 

  29.05.2009 

 Bericht über die Vereinbarkeit von Familie 

und Studium (in Erfüllung des Po. Fehr 

06.3321) 

  30.09.2009 

 Bericht über die Qualitätssicherung bei 

der Förderung der Universitäten (in Erfül-

lung des Po. David 05.3595) 

  16.12.2009 

 Schlussbericht «Strategisches Controlling 

BFT 2004–2007» (in Erfüllung des Po. 

Bruderer 05.3399) 

  27.11.2009 

 Bericht «Überlegungen zu einem einheitli-

chen Bildungsraum unter Bundeshoheit» 

(in Erfüllung des Po. Schmid-Sutter 

06.3278) 

  28.10.2009 

 Bericht «Schweizerschulen im Ausland. 

Rückblick und Ausblick» (in Erfüllung der 

Mo. FK-SR 09.3465) 

  19.08.2009 

 Botschaft über die Genehmigung der 

Beteiligung der Schweiz an der Phase I 

des «European XFEL Project» 

  28.04.2010 

 Bericht «Sechs Jahre neues Berufsbil-

dungsgesetz – eine Bilanz» (in Erfüllung 

des Po. Favre 08.3778) 

  24.09.2010 

 Bericht über die Situation der ärztlichen 

Grundversorgung in der Schweiz (in Erfül-

lung der Po. SGK-S 07.3279 und SGK-N 

07.3561) 

  27.01.2010 

 Bericht «Mangel an MINT-Fachkräften in 

der Schweiz» (in Erfüllung der Po. Fetz 

05.3508, Hochreutener 07.3538, Recor-

don 07.3747, Widmer 07.3810, Kiener 

Nellen 09.3930 und CVP/EVP/glp 

08.3565) 

  01.09.2010 

 Bericht «Wissens- und Technologietrans-

fer verbessern» (in Erfüllung des Po. 

Loepfe 07.3832) 

  18.06.2010 

 Bericht «Eintrittskriterien für die Zulas-

sung zu den Hochschulen» (in Erfüllung 

des Po. Häberli-Koller 08.3272) 

  27.10.2010 

 Abschlussbericht des Steuerungsaus-

schusses-BFT: «Evaluation der Umsetzung 

der Qualitätssicherungsrichtlinien und der 

Nutzung der Forschungsergebnisse in der 

Ressortforschung» 

  25.08.2010 
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 Aktionsplan Synthetische Nanomateria-

lien: Bericht über den Stand der Umset-

zung, die Wirkung und den Regulierungs-

bedarf 

2. Halbjahr - - 

 Bericht über die Ergänzung oder Abände-

rung der Verordnung des EVD über Stu-

diengänge, Nachdiplomstudien und Titel 

an Fachhochschulen (in Erfüllung des Po. 

WBK-N 05.3716) 

2. Halbjahr 29.06.2011 29.06.2011 

Ziel 3 Handlungsfähigkeit des Staates und 

Attraktivität des Steuersystems stär-

ken: Ausgleich des Bundeshaushalts 

nachhaltig sicherstellen und Steuer-

reformen weiterführen 

geplant Jahres-

ziele 2011 

Verabschiedung 

2011 

Stand Legislatur 

2007–2011 

 Richtliniengeschäfte Legislaturplanung    

 Botschaft über die Einführung einer Er-

gänzungsregel zur Schuldenbremse 

  19.09.2008 

 Botschaft zur Vereinfachung des Systems 

der Mehrwertsteuer 

  25.06.2008 

 Erarbeitung eines Aktionsplans für den 

standardisierten Umgang mit elektroni-

schen Daten und Dokumenten in der 

Bundesverwaltung [GEVER]109 

  23.01.2008 

 Botschaft zur steuerlichen Entlastung von 

Familien mit Kindern 

  20.05.2009 

 Bericht über die postulierte Haushalts-

neutralität im Einführungsjahr der NFA 

  20.05.2009 

 Botschaft über die Konsolidierung des 

Bundeshaushalts und die Umsetzung der 

Aufgabenüberprüfung 

  01.09.2010 

 Botschaft zur Neudotierung der Finanz-

ausgleichsgefässe Bund-Kantone für die 

Jahre 2012–2015 

  24.11.2010 

 Botschaft zur Änderung des Bundesge-

setzes über die Schweizerischen Bun-

desbahnen (Sanierung der Pensionskas-

se SBB) 

  05.03.2010 

 Botschaft zur Vereinfachung der Mehr-

wertsteuer und Bericht über weitere 

Varianten zur nachhaltigen Vereinfachung 

der Mehrwertsteuer 

  23.06.2010 

 Botschaft zur Teilrevision des Bundesper-

sonalgesetzes (BPG) 

- 31.08.2011 31.08.2011 
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 Botschaft zum Bundesgesetz über die 

formelle Bereinigung der zeitlichen Be-

messung der direkten Steuern bei den 

natürlichen Personen 

- 06.04.2011 06.04.2011 

 Umsetzung der Strategie «E-Government 

Schweiz»110 

  06.07.2011 

 Offensive Vertretung des Steuerfödera-

lismus und des Steuerwettbewerbs in der 

Aussenpolitik 

  Diverse DBA 

 Weitere Geschäfte Legislaturplanung    

 Botschaft über die Legislaturplanung 

2007–2011 

  23.01.2008 

 Bericht zum statistischen Mehrjahrespro-

gramm 2007–2011 

  23.01.2008 

 Bericht über das Führen mit Leistungs-

auftrag und Globalbudget 2009 

  04.11.2009 

 Verpflichtungskredit / Zahlungsrahmen    

 Keine    

 Neue Geschäfte    

 Subventionsbericht 2008 des Bundes-

rates 

  30.05.2008 

 Botschaft zur Änderung des Bundesge-

setzes über die direkte Bundessteuer 

(Rascherer Ausgleich der Folgen der 

kalten Progression bei der direkten Bun-

dessteuer) 

  06.03.2009 

 Botschaft zur Volksinitiative «Für faire 

Steuern. Stopp dem Missbrauch beim 

Steuerwettbewerb (Steuergerechtigkeits-

Initiative)» 

  06.03.2009 

 Botschaft zur Änderung des Finanzhaus-

haltgesetzes und weiterer Erlasse 

  30.09.2009 

 Botschaft zur Änderung des Regierungs- 

und Verwaltungsorganisationsgesetzes 

(Datenbearbeitung bei der Nutzung der 

elektronischen Infrastruktur) 

  27.11.2009 

 Bericht «Kostentransparenz für staatliche 

Leistungen» (in Erfüllung des Po. FDP-

Fraktion 04.3445) 

  17.06.2009 

 Bericht zu den steuerlichen Effekten der 

privaten Altersvorsorge (in Erfüllung des 

Po. WAK-N 07.3291) 

  16.12.2009 

  



100 

 Bericht des Bundesrates zu den Empfeh-

lungen 4, 6 und 12 der Staatengruppe 

des Europarates gegen die Korruption 

(GRECO) 

  17.06.2009 

 Zusatzbotschaft zur Staatsleitungsreform   13.10.2010 

 Botschaft über die Besteuerung des 

privaten Wohneigentums, indirekter 

Gegenvorschlag zur Volksinitiative «Siche-

res Wohnen im Alter» 

  23.06.2010 

 Botschaft zum Bundesgesetz über den 

Einkauf von Waren in Zollfreiläden auf 

Flughäfen (Tax free on arrival) 

  12.03.2010 

 Botschaft zur Volksinitiative «Für die 

Stärkung der Volksrechte in der Aussen-

politik (Staatsverträge vors Volk!)» 

  01.10.2010 

 Botschaft zum Bundesgesetz über die 

Steuerbefreiung des Feuerwehrsoldes 

  21.04.2010 

 Botschaft zur Auferlegung der Kosten für 

die Behandlung zweier Amtshilfegesuche 

des Internal Revenue Service der Verei-

nigten Staaten von Amerika auf die UBS 

AG 

  28.04.2010 

 Botschaft zur Revision der Besteuerung 

nach dem Aufwand 

1. Halbjahr 29.06.2011 29.06.2011 

 Botschaft zu einem Steueramtshilfege-

setz (StAG) 

2. Halbjahr 06.07.2011 06.07.2011 

 Botschaft zum Bundesgesetz über die 

steuerliche Behandlung der berufsorien-

tierten Aus- und Weiterbildungskosten 

- 04.03.2011 04.03.2011 

 Botschaft zur Änderung des Bundesge-

setzes über die Verrechnungssteuer 

(Belebung des schweizerischen Kapital-

marktes) 

- 24.08.2011 24.08.2011 

 Bericht zum Austausch personenbezoge-

ner Daten zwischen Behörden des Bun-

des und der Kantone (in Erfüllung des Po. 

Lustenberger 07.3682) 

  22.12.2010 

 Bericht zum Verhältnis Völkerrecht und 

Landesrecht (in Erfüllung der Po. RK-S 

07.3764 und SPK-N 08.3765) 

  05.03.2010 

 Bericht zur Stärkung der präventiven 

Rechtskontrolle (in Erfüllung des Po. 

Pfisterer 07.3360) 

  05.03.2010 

 Bericht über Zwischenergebnisse der 

Evaluation der neuen Bundesrechtspflege 

  18.06.2010 
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 Botschaft zur Revision des Allgemeinen 

Teils des Strafgesetzbuches (Sanktionen-

system) 

1. Halbjahr - - 

 Botschaft zur Genehmigung und Umset-

zung des UN-Feuerwaffenprotokolls und 

zur Änderung des Waffengesetzes 

1. Halbjahr 25.05.2011 25.05.2011 

Ziel 6 Internationale Zusammenarbeit im 

Justiz- und Polizeibereich verstärken 

geplant Jahres-

ziele 2011 

Verabschiedung 

2011 

Stand Legislatur 

2007–2011 

 Richtliniengeschäfte Legislaturplanung    

 Botschaft zum Bundesbeschluss über die 

Genehmigung und Umsetzung des No-

tenaustauschs zwischen der Schweiz und 

der EU betreffend die Übernahme des 

Rahmenbeschlusses 2006/960/JI über 

die Vereinfachung des Informationsaus-

tauschs zwischen Strafverfolgungsbehör-

den (Weiterentwicklung des Schengen-

Besitzstandes) 

  19.11.2008 

 Botschaft zum Bundesbeschluss über die 

Genehmigung und Umsetzung des No-

tenaustauschs zwischen der Schweiz und 

der EU betreffend die Übernahme der 

Verordnung (EG Nr. 2007/2004) zur 

Errichtung der Europäischen Agentur für 

die operative Zusammenarbeit an den 

Aussengrenzen (FRONTEX) 

  13.02.2008 

 Botschaft zum Zusammenarbeitsvertrag 

mit Eurojust 

  04.12.2009 

 Botschaft über die Genehmigung und 

Umsetzung einer Weiterentwicklung des 

Schengen-Besitzstandes im Bereich des 

Schutzes personenbezogener Daten, die 

im Rahmen der polizeilichen und justiziel-

len Zusammenarbeit in Strafsachen 

verarbeitet werden 

  11.09.2009 

 Ausbau der bilateralen Abkommen über 

die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung 

der Kriminalität: Botschaft über die Ge-

nehmigung des Abkommens zwischen 

der Schweiz und Serbien über die polizei-

liche Zusammenarbeit bei der Bekämp-

fung der Kriminalität 

  02.09.2009 

 Weitere Geschäfte Legislaturplanung    

 Botschaft über die Änderung des Strafge-

setzbuches sowie weiterer Bundesgeset-

ze zur Umsetzung des Römer Statuts des 

Internationalen Strafgerichtshofs 

  23.04.2008 
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 Botschaft zur Ratifizierung der Cybercri-

me-Konvention des Europarates 

  18.06.2010 

 Botschaft zum Vertrag zwischen der 

Schweiz und Argentinien über Rechtshilfe 

in Strafsachen 

  10.12.2010 

 Botschaft zur Genehmigung des Vertra-

ges zwischen der Schweiz und Kolumbien 

über Rechtshilfe in Strafsachen 

- - 23.11.2011 

 Botschaften zu diversen bilateralen Ver-

trägen zur Überstellung verurteilter Per-

sonen 

  -121 

 Botschaft über den Beitritt zur Konventi-

on des Europarates über Geldwäsche, 

Terrorismusfinanzierung sowie Ermitt-

lung, Beschlagnahme und Einziehung von 

Erträgen aus Straftaten [GAFI] 

  -122 

 Botschaft zur Teilrevision des Bundesge-

setzes über internationale Rechtshilfe in 

Strafsachen 

  24.02.2010 

 Botschaft über einen bilateralen Vertrag 

mit den USA über die Aufteilung eingezo-

gener Vermögenswerte verbrecherischer 

Herkunft 

  - 

 Verpflichtungskredit / Zahlungsrahmen    

 Keine    

 Neue Geschäfte    

 Botschaft zur Genehmigung der Über-

nahme der EG-Waffenrichtlinie (Schengen 

Weiterentwicklung) 

  13.05.2009 

 Botschaft zur Genehmigung der Über-

nahme der Verordnung über das Visa-

Informationssystem VIS (Schengen Wei-

terentwicklung) 

  29.05.2009 

 Botschaft zur Genehmigung der Über-

nahme der Rückführungsrichtlinie 

(Schengen Weiterentwicklung) 

  18.11.2009 

 Botschaft zur Genehmigung der Einfüh-

rung der Biometrie im Ausländerausweis 

(Schengen Weiterentwicklung)  

  18.11.2009 

 Botschaft zur Genehmigung und Umset-

zung der Notenaustausche zwischen der 

Schweiz und der EG betreffend die Über-

nahme der Entscheidungen zum Aussen-

grenzenfonds sowie der Zusatzvereinba-

rung über eine Beteiligung der Schweiz 

am Aussengrenzenfonds 

  24.02.2010 
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 Botschaft zum Bundesgesetz über die 

Koordination des Asyl- und Auslieferungs-

verfahrens 

  24.02.2010 

 Bericht zum Schutz vor Cyberbullying (in 

Erfüllung des Po. Schmid-Federer 

08.3050) 

  26.05.2010 

 Bericht über die Eidgenössische Zollver-

waltung (EZV)  

- 26.01.2011 26.01.2011 

Ziel 7 Sicherheitspolitik umsetzen geplant Jahres-

ziele 2011 

Verabschiedung 

2011 

Stand Legislatur 

2007–2011 

 Richtliniengeschäfte Legislaturplanung    

 Botschaft betreffend die Änderung der 

Militärgesetzgebung 

  07.03.2008 

19.08.2009 

 Botschaft zur Revision des Zivildienstge-

setzes und des Bundesgesetzes über die 

Wehrpflichtersatzabgabe 

  27.02.2008 

 Bericht des Bundesrates über die Sicher-

heitspolitik der Schweiz 

  23.06.2010 

 Tiger Teilersatz - 30.11.2011 30.11.2011 

 Stärkung der Sicherheit durch Kooperati-

on auf nationaler und internationaler 

Ebene 

- 16.02.2011 

11.03.2011 

31.08.2011 

16.02.2011 

11.03.2011 

31.08.2011 

 Weitere Geschäfte Legislaturplanung    

 Botschaft über den Einsatz der Armee zur 

Unterstützung des WEF 2010–2012 

  06.03.2009 

 Botschaft zur Teilrevision des Bundesge-

setzes über den Bevölkerungsschutz und 

den Zivilschutz 

  08.09.2010 

 Bericht über die Überprüfung der Zielset-

zungen der Armee gemäss Artikel 149b 

des Militärgesetzes 

- 06.07.2011 

Verzicht 

06.07.2011 

Verzicht 

 Verpflichtungskredit / Zahlungsrahmen    

 Botschaft über einen Rahmenkredit zur 

Weiterführung der Unterstützung der drei 

Genfer Zentren für zivile friedensfördern-

de Massnahmen und verwandter sicher-

heitspolitischer Aktivitäten 

  17.11.2010 

 Neue Geschäfte    

 Botschaft zur Volksinitiative «Gegen neue 

Kampfflugzeuge» 

  26.08.2009 

 Botschaft über den Einsatz der Armee zur 

Unterstützung der Operation NAVFOR 

Atalanta der EU und zur Revision des 

Militärgesetzes 

  20.05.2009 
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 Bericht über Massnahmen zur Verbesse-

rung der Sicherheit im Zusammenhang 

mit Ordonnanzwaffen 

  25.02.2009 

 Zweiter Bericht zum Schutz Kritischer 

Infrastrukturen (SKI) 

  05.06.2009 

 Botschaft zum Bundesbeschluss über 

den Einsatz der Armee im Assistenzdienst 

zur Unterstützung der zivilen Behörden 

bei den Sicherheitsmassnahmen anläss-

lich des Frankophoniegipfels 2010 in 

Montreux 

  05.03.2010 

 Botschaft zum Bundesbeschluss über die 

Verlängerung der Schweizer Beteiligung 

an der multinationalen Kosovo Force 

(KFOR) 

  17.11.2010 

 Botschaft über einen Rahmenkredit zur 

Weiterführung der Unterstützung der 

Forschungsstelle für Sicherheitspolitik der 

ETH Zürich und der Kooperationsprojekte 

des VBS 

  24.11.2010 

 Armeebericht 2010   01.10.2010 

 Bericht zur Militärethik in der Schweizer 

Armee (in Erfüllung des Po. Widmer 

05.3060) 

  01.09.2010 

 Bericht zu den Auswirkungen der Tatbe-

weislösung beim Zivildienst (in Erfüllung 

der Mo. SiK-N 10.3003 und SiK-S 

10.3006) 

  23.06.2010 

 Bericht zu den Kosten der Verteilung von 

Jodtabletten (in Erfüllung des Po. FK-NR 

10.3350) 

2. Halbjahr - - 

 Bericht über die Übertragung der Aufga-

ben der Militärjustiz an die zivilen Justiz-

behörden (in Erfüllung des Po. RK-SR 

08.3290) 

- 16.09.2011 16.09.2011 

3 Die gesellschaftliche Kohäsion stärken 

Ziel 8 Entwicklung einer kohärenten Famili-

enpolitik 

geplant Jahres-

ziele 2011 

Verabschiedung 

2011 

Stand Legislatur 

2007–2011 

 Richtliniengeschäfte Legislaturplanung    

 Botschaft über die Verlängerung der 

Anstossfinanzierung für die familienexter-

ne Kinderbetreuung 

  17.02.2010 
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 Weitere Geschäfte Legislaturplanung    

 Botschaft zur Teilrevision des Schweizeri-

schen Zivilgesetzbuches (1. Vorsorgeaus-

gleich bei Scheidung)123 

2. Halbjahr - - 

 Botschaft zur Teilrevision des Schweizeri-

schen Zivilgesetzbuches (2. Kinderbelan-

ge = gemeinsames Sorgerecht)124 

- 16.11.2011 16.11.2011 

 Verpflichtungskredit / Zahlungsrahmen    

 Keine    

 Neue Geschäfte    

 Botschaft zur Revision des Familienzula-

gengesetzes 

  02.09.2009 

 Bericht zur Beurkundung der Geburt 

ausländischer Kinder (in Erfüllung des Po. 

Vermot-Mangold 06.3861) 

  06.03.2009 

 Bericht über Koordinationsmassnahmen 

zum Schutz von Kindern und Jugendli-

chen vor Gewalt in der Familie (in Erfül-

lung des Po. Fehr 07.3725) 

2. Halbjahr - - 

Ziel 9 Sozialwerke sanieren und sichern geplant Jahres-

ziele 2011 

Verabschiedung 

2011 

Stand Legislatur 

2007–2011 

 Richtliniengeschäfte Legislaturplanung    

 Botschaft über die Finanzierung von Vor-

sorgeeinrichtungen öffentlich-rechtlicher 

Körperschaften 

  19.09.2008 

 Botschaft zur Verbesserung der Durchfüh-

rung der AHV 

  03.12.2010 

 Umsetzung der 5. IV-Revision und Inan-

griffnahme der 6. IV-Revision 

  24.02.2010 

16.11.2011 

 Verzinsung der IV-Schuld an die AHV 

durch den Bund 

  03.11.2010 

 Botschaft zur 6. IV-Revision (2. Mass-

nahmenpaket) 

1. Halbjahr 11.05.2011 11.05.2011 

 Weitere Geschäfte Legislaturplanung    

 Botschaft zur Revision des Unfallversiche-

rungsgesetzes 

  30.05.2008 

 Botschaft zur Teilrevision des Militärversi-

cherungsgesetzes 

  sistiert 

 Botschaft über die Rechtsform von Vor-

sorgeeinrichtungen 

  - 

 Bericht über die Festlegung einer Ge-

samtstrategie für eine verstärkte Aufsicht 

des Bundes über den IV-Vollzug (in Erfül-

lung der Mo. GPK-S 05.3468) 

  20.05.2009 
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 Bericht über die Festlegung des Umwand-

lungssatzes in den nachfolgenden Jahren 

  -125 

 Verpflichtungskredit / Zahlungsrahmen    

 Keine    

 Neue Geschäfte    

 Bericht zur Aktualisierung der Berech-

nungsgrundlagen zur Erstellung von Per-

spektivrechnungen in der AHV (in Erfül-

lung des Po. Schelbert 07.3396) 

  28.01.2009 

 Bericht zur Schaffung von Transparenz 

bezüglich der IV-Entwicklung beim Bun-

despersonal (in Erfüllung der Mo. GPK-S 

05.3469) 

  24.06.2009 

 Bericht zur Zukunft der zweiten Säule 2. Halbjahr - - 

Ziel 10 Gesundheitskosten eindämmen – 

Gesundheit fördern 

geplant Jahres-

ziele 2011 

Verabschiedung 

2011 

Stand Legislatur 

2007–2011 

 Richtliniengeschäfte Legislaturplanung    

 Botschaft zum Bundesgesetz über Prä-

vention und Gesundheitsförderung 

  30.09.2009 

 Botschaft betreffend die Änderung des 

Bundesgesetzes über die Krankenversi-

cherung (Massnahmen zur Eindämmung 

der Kostenentwicklung) 

  29.05.2009 

 Verbesserung der Gesundheit der Bevöl-

kerung mittels nationaler Präventionspro-

gramme 

  -126 

 Weitere Geschäfte Legislaturplanung    

 Botschaft zum Bundesgesetz über die 

Psychologieberufe 

  30.09.2009 

 Botschaft zur Totalrevision des Epide-

miengesetzes 

  03.12.2010 

 Botschaft zur Teilrevision des Heilmittel-

gesetzes 

  -127 

 Botschaft über die Erarbeitung der recht-

lichen Grundlagen zur Umsetzung der 

Strategie «eHealth» [neu: elektronisches 

Patientendossier] 

  -128 

 Verpflichtungskredit / Zahlungsrahmen    

 Keine    

 Neue Geschäfte    

 Bericht über den Handlungsbedarf im 

Zusammenhang mit der RFID-Technologie 

(in Erfüllung des Po. Allemann 05.3053) 

  25.06.2008 
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 Bericht über die Evaluation und Reform-

vorschläge zur Taggeldversicherung bei 

Krankheit (in Erfüllung des Po. SGK-N 

04.3000) 

  30.09.2009 

 Bericht über die Einführung einer Belas-

tungsanalyse chemischer Stoffklassen (in 

Erfüllung des Po. Moser 08.3223) 

  18.11.2009 

 Bericht über die Umsetzung der Integrati-

on der Militärversicherung in die SUVA (in 

Erfüllung des Po. SGK-S 04.3436) 

  20.05.2009 

 Bericht zur Einführung der leistungsbezo-

genen Pauschalen: Stand der Umsetzung 

und Erfahrungen in den Kantonen sowie 

im Ausland (in Erfüllung des Po. Goll 

09.3061) 

  27.01.2010 

 Bericht zur Haltbarkeitsdauer von Medi-

kamenten (in Erfüllung des Po. 09.3894 

Maury Pasquier) 

  18.06.2010 

 Bericht zum Stand der Umsetzung der 

«Strategie eHealth Schweiz» (in Erfüllung 

des Po. Humbel 10.3327) 

  03.12.2010 

 Bericht zur einheitlichen Finanzierung von 

Spital- und ambulanten Leistungen durch 

die OKP (in Erfüllung der Mo. SGK-S 

06.3009 und des Po. Grin 10.3137) 

  10.12.2010 

 Botschaft zur Volksinitiative «Schutz vor 

Passivrauchen» 

1. Halbjahr 11.03.2011 11.03.2011 

 Botschaft zur Volksinitiative «Ja zur Haus-

arztmedizin» 

2. Halbjahr 16.09.2011 16.09.2011 

 Botschaft zur Aufsicht über die soziale 

Krankenversicherung (KVAG) 

2. Halbjahr - - 

 Botschaft über eine Änderung des Tier-

seuchengesetzes zur Sicherstellung einer 

aktiveren und schnelleren Tierseuchen-

prävention (in Erfüllung der Mo. Zemp 

08.3012) 

2. Halbjahr 07.09.2011 07.09.2011 

 Bericht zur Strategie gegen den Ärzte-

mangel und zur Förderung der Hausarzt-

medizin (in Erfüllung der Mo. Fehr 

08.3608) 

1. Halbjahr 16.09.2011 16.09.2011 

Ziel 11 Gesellschaftlichen Zusammenhalt 

fördern 

geplant Jahres-

ziele 2011 

Verabschiedung 

2011 

Stand Legislatur 

2007–2011 

 Richtliniengeschäfte Legislaturplanung    

 Bericht zur Jugendgewalt (in Erfüllung des 

Po. Leuthard 03.3298, des Po. Amherd 

06.3646 und des Po. Galladé 07.3665) 

  20.05.2009 
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 Bericht über Gewalt in Paarbeziehungen 

(in Erfüllung des Po. Stump 05.3694) 

  13.05.2009 

 Bericht Gesamtschweizerische Strategie 

zur Armutsbekämpfung (in Erfüllung der 

Mo. SGK-N 06.3001) 

  31.03.2010 

 Umsetzung einer nationalen Integrations-

strategie: Bericht zur Weiterentwicklung 

der Integrationspolitik des Bundes vom 

5. März 2010 (in Erfüllung der Mo. 

Schiesser 06.3445 und der Mo. SP-

Fraktion 06.3765)  

  05.03.2010 

 Stärkung der Anreize zur Eingliederung 

der Arbeitslosen [AVIG-Revision] 

  03.09.2008 

 Entwicklung einer Strategie zur Bewälti-

gung der Folgen des demografischen 

Wandels 

  - 

 Gewährleistung des Zusammenhalts der 

Schweiz durch wirksame staatliche Aus-

gleichsmechanismen/zielführende Raum-

ordnungspolitik [nationale Kohäsion] 

  - 

 Weitere Geschäfte Legislaturplanung    

 Botschaft zur gesetzlichen Verankerung 

der finanziellen Hilfe an vorübergehend 

im Ausland weilende Schweizer Staatsan-

gehörige 

  23.04.2008 

 Botschaft zum Bundesgesetz über die 

finanziellen Unterstützung von Ausland-

schweizer Institutionen 

  23.04.2008 

 Botschaft zum Bundesgesetz über die 

Förderung von Sport und Bewegung 

  11.11.2009 

 Botschaft zum Bundesgesetz über die 

Informationssysteme des Bundes im 

Bereich Sport (ISG) 

  11.11.2009 

 Botschaft zur Förderung der Kultur in den 

Jahren 2012–2015 (Kulturbotschaft) 

1. Halbjahr 23.02.2011 23.02.2011 

 Verpflichtungskredit / Zahlungsrahmen    

 Keine    

 Neue Geschäfte    

 Bericht über die Strategie für eine 

schweizerische Kinder- und Jugendpolitik 

(in Erfüllung der Po. Janiak 00.3469, 

Wyss 00.3400 und Wyss 01.3350) 

  27.08.2008 

 Botschaft zur Volksinitiative «für die Aus-

schaffung krimineller Ausländer (Aus-

schaffungsinitiative)» 

  24.06.2009 
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 Botschaft zur Volksinitiative «Jugend + 

Musik» 

  04.12.2009 

 Botschaft zur Teilrevision des Asyl- und 

Ausländergesetzes 

  26.05.2010 

 Botschaft zur Revision des Jugendförde-

rungsgesetzes (neu: Kinder- und Jugend-

förderungsgesetz, KJFG) 

  17.09.2010 

 Bericht über die Auslandschweizerpolitik 

(in Erfüllung des Po. Lombardi 04.3571) 

  18.06.2010 

 Botschaft zum Bundesgesetz über Mass-

nahmen gegen Zwangsheiraten 

- 23.02.2011 23.02.2011 

 Botschaft zur Totalrevision des Bürger-

rechtsgesetzes 

- 04.03.2011 04.03.2011 

 Botschaft zur Umsetzung der Unverjähr-

barkeitsinitiative 

- 22.06.2011 22.06.2011 

 Bericht über die Schwelleneffekte und 

deren Auswirkungen im System der sozia-

len Sicherheit (in Erfüllung des Po. Hêche 

09.3161) 

2. Halbjahr - -129 

 Bericht zum Gefährdungspotenzial von 

Internet und Online-Games (in Erfüllung 

des Po. Forster 09.3521) 

2. Halbjahr - -130 

 Bericht «Pressevielfalt sichern» (in Erfül-

lung des Po. Fehr Hans-Jürg 09.3629 und 

des Po. SPK-N 09.3980) 

- 29.06.2011 29.06.2011 

 Statistischer Sozialbericht Schweiz (in 

Erfüllung des Po. Rossini 01.3788) 

- 18.05.2011 18.05.2011 

4 Die Ressourcen nachhaltig nutzen 

Ziel 12 Energieversorgung sicherstellen geplant Jahres-

ziele 2011 

Verabschiedung 

2011 

Stand Legislatur 

2007–2011 

 Richtliniengeschäfte Legislaturplanung    

 Botschaft zur Änderung des Energiege-

setzes [Umsetzung Energiestrategie] 

  24.06.2009 

 Botschaft zur Ratifizierung des Beitritts zu 

IRENA (International Renewable Energy 

Agency) [Umsetzung Energiestrategie] 

  13.01.2010 

 Weitere Geschäfte Legislaturplanung    

 Bericht zur Bioethanolproduktion in der 

Schweiz (in Erfüllung des Po. Stähelin 

06.3474) 

  25.06.2008 

 Verpflichtungskredit / Zahlungsrahmen    

 Keine    
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 Neue Geschäfte    

 Bericht über die Realkosten der Atom-

energie (in Erfüllung des Po. Ory 06.3714) 

  30.05.2008 

 Botschaft zur Änderung von Artikel 8 des 

Energiegesetzes  

- 04.03.2011 04.03.2011 

 Bericht über die Strompreisentwicklung in 

der Schweiz (in Erfüllung des Po. Stähelin 

08.3280) 

- 06.07.2011 06.07.2011 

 Bericht «Energiesicherheit» (in Erfüllung 

des Po. FDP-Fraktion 08.3522) 

- 23.09.2011 23.09.2011 

Ziel 13 Schonender Umgang mit den natürli-

chen Ressourcen 

geplant Jahres-

ziele 2011 

Verabschiedung 

2011 

Stand Legislatur 

2007–2011 

 Richtliniengeschäfte Legislaturplanung    

 Botschaft zur Revision des CO2-Gesetzes   26.08.2009 

 Botschaft zur 3. Rhone-Korrektion   13.05.2009 

 Botschaft zur Volksinitiative «Raum für 

Mensch und Natur» sowie zu einer Teilre-

vision des Raumplanungsgesetzes als 

indirekter Gegenvorschlag  

  20.01.2010 

 Aufarbeitung forstpolitischer Pendenzen 

[europäisches Forstinstitut] 

  13.02.2010 

 Aktualisierung des Aktionsplans «Nach-

haltige Entwicklung 2012–2015» 131 

  -132 

 Bericht über die nationale Biodiversi-

tätsstrategie Schweiz 

2. Halbjahr - -133 

 Weitere Geschäfte Legislaturplanung    

 Bericht über das Entsorgungsprogramm 

für radioaktive Abfälle 

  - 

 Verpflichtungskredit / Zahlungsrahmen    

 Keine    

 Neue Geschäfte    

 Botschaft zur Verlängerung Bundesbe-

schluss über die Kompensation der CO2-

Emissionen von Gaskombikraftwerken 

  30.05.2008 

 Botschaft über die Änderung des CO2-

Gesetzes (Abgabebefreiung fossil-

thermischer Kraftwerke) 

  29.10.2008 

 Bericht über die Bienenförderung (in 

Erfüllung der Mo. Gadient 04.3733) 

  19.06.2008 

 Bericht «Strategie Nachhaltige Entwick-

lung: Leitlinien und Aktionsplan 2008–

2011» 

  16.04.2008 
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 Botschaft zur Änderung des Gentechnik-

gesetzes (Verlängerung GVO-Moratoriums 

in der Landwirtschaft) 

  01.07.2009 

 Botschaft zu den Volksinitiativen «für ein 

steuerlich begünstigtes Bausparen zum 

Erwerb von selbst genutztem Wohneigen-

tum und zur Finanzierung von baulichen 

Energiespar- und Umweltschutzmass-

nahmen (Bauspar-Initiative)» sowie «Eige-

ne vier Wände dank Bausparen» 

  18.09.2009 

 Bericht zu einem Konzept betreffend 

lufthygienische Massnahmen 

  11.09.2009 

 Botschaft über die Genehmigung des 

Übereinkommens über das Europäische 

Forstinstitut  

  13.01.2010 

 Botschaft zum Vertrag zwischen der 

Schweizerischen Eidgenossenschaft und 

Liechtenstein betreffend die Umweltab-

gaben im Fürstentum Liechtenstein 

  05.03.2010 

 Botschaft über einen Rahmenkredit für 

die Globale Umwelt134  

  23.06.2010 

 Bericht über die Wirkung der Umwelt-

technologieförderung gemäss Artikel 49 

Absatz 3 des Umweltschutzgesetzes für 

die Jahre 2002–2006 

  03.02.2010 

 Botschaft zur Teilrevision des Tierschutz-

gesetzes  

2. Halbjahr 07.09.2011 07.09.2011 

 Botschaft zum Bundesgesetz über den 

Verkehr mit Tieren und Pflanzen ge-

schützter Arten 

2. Halbjahr 07.09.2011 07.09.2011 

 Botschaft zur Ratifizierung der Europäi-

schen Landschaftskonvention (ELK) 

- 02.11.2011 02.11.2011 

5 Die Stellung der Schweiz in einer vernetzten Welt festigen 

Ziel 14 Konsolidierung der Beziehungen zur 

EU 

geplant Jahres-

ziele 2011 

Verabschiedung 

2011 

Stand Legislatur 

2007–2011 

 Richtliniengeschäfte Legislaturplanung    

 Verhandlungen mit der EU über ein Rah-

menabkommen 

  -135 

 Botschaft zur Weiterführung des Freizü-

gigkeitsabkommens mit der EU sowie zu 

dessen Ausdehnung auf Bulgarien und 

Rumänien 

  14.03.2008 
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 Botschaft über den Beitrag der Schweiz 

zugunsten von Bulgarien und Rumänien 

zur Verringerung wirtschaftlicher und 

sozialer Ungleichheiten in der erweiterten 

EU 

  05.06.2009 

 Botschaft zur Genehmigung einer Ände-

rung des Abkommens über die Erleichte-

rung der Kontrollen und Formalitäten im 

Güterverkehr 

  27.11.2009 

 Änderung des Landverkehrsabkommen 

vom 21. Juni 1999 

  - 

 Verhandlungen mit der EU über ein Ge-

sundheitsabkommen 

  -136 

 Verhandlungen mit der EU über ein Frei-

handelsabkommen im Agrar- und Le-

bensmittelbereich 

  -137 

 Weitere Geschäfte Legislaturplanung    

 Botschaft über die Harmonisierung der 

schweizerischen Vorschriften im Bereich 

des Verbraucherschutzes (Lebensmittel; 

Chemikalien; Strahlenschutz) 

  18.08.2010 

25.05.2011 

 Verpflichtungskredit / Zahlungsrahmen    

 Botschaft zu einem Rahmenkredit für den 

Beitrag der Schweiz an Bulgarien und 

Rumänien zur Verringerung wirtschaftli-

cher und sozialer Ungleichheiten in der 

erweiterten EU 

  05.06.2009 

 Neue Geschäfte    

 Bericht über die Auswirkungen der Perso-

nenfreizügigkeit (4. Bericht des Observa-

toriums zum Freizügigkeitsabkommen 

und zugleich in Erfüllung des Po. SVP-

Fraktion 07.3184) 

  23.04.2008 

 Botschaft zur Genehmigung des Abkom-

mens über die Teilnahme der Schweiz am 

EU-Programm MEDIA 2007 

  26.11.2008 

 Botschaft über den Beitritt zum europäi-

schen Übereinkommen über die interna-

tionale Beförderung von gefährlichen 

Gütern auf Binnenwasserstrassen 

  03.02.2010 

 Bericht über die Evaluation der schweize-

rischen Europapolitik (in Erfüllung des Po. 

Markwalder 09.3560) 

  17.09.2010 

 Bericht zum Verhältnis der Schweiz zu 

den europäischen Agenturen (in Erfüllung 

des Po. David 08.3141) 

  17.09.2010 
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 Botschaft über die Genehmigung der 

Anpassung von Anhang III des Freizügig-

keitsabkommens 

2. Halbjahr - - 

Ziel 15 Multilaterales Regelwerk gestalten geplant Jahres-

ziele 2011 

Verabschiedung 

2011 

Stand Legislatur 

2007–2011 

 Richtliniengeschäfte Legislaturplanung    

 Botschaft über das UNO-Seerechtsüber-

einkommen vom 28. Juli 1994 zur Durch-

führung des Teils XI des Seerechtsüber-

einkommens 

  14.05.2008 

 Botschaft zum Übereinkommen der Ver-

einten Nationen über die Rechte behin-

derter Menschen 

  -138 

 Botschaft zum Übereinkommen der Ver-

einten Nationen zum Schutz aller Perso-

nen vor dem Verschwindenlassen 

  -139 

 Weitere Geschäfte Legislaturplanung    

 Botschaft über die Gewährung eines       

A-fonds-perdu-Beitrags an die Immobi-

lienstiftung für die internationalen Orga-

nisationen (FIPOI) zur Finanzierung der 

Renovation des Sitzgebäudes der Welt-

handelsorganisation (WTO) in Genf 

  30.05.2008 

 Botschaft über die Gewährung eines 

Darlehens an die Immobilienstiftung für 

die internationalen Organisationen (FIPOI) 

zur Finanzierung eines neuen Administra-

tivgebäudes der Internationalen Union zur 

Erhaltung der Natur und der natürlichen 

Lebensräume (UICN) in Gland/VD 

  07.12.2007 

 Botschaft über die Gewährung eines 

Darlehens an die Immobilienstiftung für 

die internationalen Organisationen (FIPOI) 

zur Finanzierung eines Anbaus zum be-

stehenden Gebäude Nr. 40 des Europäi-

schen Laboratoriums für Teilchenphysik 

(CERN) in Genf 

  27.02.2008 

 Botschaft über die Gewährung eines 

Darlehens an die Immobilienstiftung für 

die internationalen Organisationen (FIPOI) 

zur Finanzierung einer Logistikhalle des 

Internationalen Komitees vom Roten 

Kreuz (IKRK) in Genf 

  10.09.2008 
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 Botschaft betreffend Ratifikation eines 

Übereinkommens und Änderung eines 

Übereinkommens sowie Beitritt zu zwei 

Änderungsprotokollen der UNO zur Be-

kämpfung terroristischer Handlungen 

gegen nukleare und maritime Sicherheit 

  07.12.2007 

 Botschaft zum Übereinkommen über die 

Privilegien und Immunitäten des Interna-

tionalen Strafgerichtshofs 

  23.04.2008 

 Botschaft zur baulichen Verdichtung im 

Innern des Sitzgebäudes der WTO (Etappe 

2 des Immobilienprojekts «site unique») 

  29.05.2009 

 Botschaft zum Übereinkommen der Ver-

einten Nationen vom 2. Dezember 2004 

über die Immunität der Staaten und ihres 

Vermögens vor der Gerichtsbarkeit 

  25.02.2009 

 Botschaft zum Bau eines Annexneubaus 

zur Erweiterung des Sitzgebäudes der 

WTO (Etappe 3 des Immobilienprojekts 

«site unique») 

  26.05.2010 

 Botschaft zum UNO-Übereinkommen über 

Seefrachtverträge und multimodale 

Frachtverträge mit Seeabschnitt 

  - 

 Bericht zum ersten Zusatzprotokoll der 

Europäischen Menschenrechtskonventi-

on140  

  - 

 Verpflichtungskredit / Zahlungsrahmen    

 Verpflichtungskredit FIPOI zugunsten der 

WTO 

  30.05.2008 

29.05.2009 

 Verpflichtungskredit FIPOI zugunsten der 

UICN 

  07.12.2007 

 Verpflichtungskredit FIPOI zugunsten des 

CERN 

  27.02.2008 

 Verpflichtungskredit FIPOI zugunsten des 

IKRK 

  10.09.2008 

 Verpflichtungskredit FIPOI zugunsten der 

WTO (Finanzierung der Extra-muros-

Erweiterung des Sitzgebäudes in Genf) 

  26.05.2010 

 Neue Geschäfte    

 Botschaft über den ausserordentlichen, 

zeitlich befristeten Beitrag zur Aufsto-

ckung der Mittel des Internationalen 

Währungsfonds im Rahmen der internati-

onalen Währungshilfe 

  06.05.2009 
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 Botschaft zum Seearbeitsübereinkommen 

der Internationalen Arbeitsorganisation 

über die Arbeitsbedingungen in der Hoch-

seeschifffahrt 

  27.11.2009 

 Botschaft über die Genehmigung des 

Beitritts der Schweiz zu den geänderten 

Neuen Kreditvereinbarungen des IWF 

  08.09.2010 

 Botschaft über die Garantieverpflichtung 

gegenüber der Schweizerischen National-

bank für ein Darlehen an den Treuhand-

fonds des IWF für Armutsbekämpfung 

und Wachstum 

  08.09.2010 

 Bericht über die Inkraftsetzung der Kondi-

tionalität in der Aussenpolitik (in Erfüllung 

des Po. Leuthard 02.3591) 

  25.08.2010 

 Botschaft zur Teilnahme der Schweiz an 

der Kapitalerhöhung des IWF [Genehmi-

gung der Quoten- und Gouvernanzreform 

des Internationalen Währungsfonds] 

1. Halbjahr 30.11.2011 30.11.2011 

 Botschaft über die Genehmigung des 

Übereinkommens über die Streumunition 

2. Halbjahr 06.06.2011 06.06.2011 

 Bericht über die Herausforderungen und 

Perspektiven des internationalen Genf  

2. Halbjahr - - 

Ziel 16 Friedensförderung und Konfliktprä-

vention 

geplant Jahres-

ziele 2011 

Verabschiedung 

2011 

Stand Legislatur 

2007–2011 

 Richtliniengeschäfte Legislaturplanung    

 Bericht über die Massnahmen zur zivilen 

Friedensförderung und Stärkung der 

Menschenrechte (integriert in: Aussenpo-

litischer Bericht 2010) 

  10.12.2010 

 Bericht über die Menschenrechtsaussen-

politik der Schweiz 2008–2011 (integriert 

in: Aussenpolitischer Bericht 2010) 

  10.12.2010 

 Botschaft über den Rahmenkredit für die 

zivile Friedensförderung und die Stärkung 

der Menschenrechte 2012–2015141 

2. Halbjahr 29.06.2011 29.06.2011 

 Angemessene Verknüpfung von Entwick-

lungszusammenarbeit, «Safe Country»-

Regelungen und der Rückübernahmeab-

kommen [siehe Mo. 10.3557 / Po. 

02.3591 / Bericht BR dazu 25.08.2010] 

  25.08.2010 

 Stärkung der Friedensförderung durch 

bessere Koordination der zivilen, militäri-

schen und humanitären Aspekte 

[=Globalstrategie] 

  29.06.2011 
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 Bericht zum ersten Zusatzprotokoll der 

Europäischen Menschenrechtskonventi-

on142  

  - 

 Weitere Geschäfte Legislaturplanung    

 Keine    

 Verpflichtungskredit / Zahlungsrahmen    

 Zivile Friedensförderung und Stärkung der 

Menschenrechte 2012–2015: Rahmen-

kredit 

2. Halbjahr 29.06.2011 29.06.2011 

 Neue Geschäfte    

 Bericht über die Tätigkeiten der NGO in 

den palästinensischen Gebieten und in 

Israel (in Erfüllung des Po. APK-N 

07.3000) 

  09.04.2008 

 Bericht über Massnahmen zur zivilen 

Friedensförderung und Stärkung der 

Menschenrechte 2008 

  02.09.2009 

 Bericht über die mögliche Gründung einer 

eidgenössischen Menschenrechtskom-

mission (in Erfüllung des Po. APK-SR 

02.3394) 

  01.07.2009 

 Bericht «Das humanitäre Völkerrecht und 

die heutigen bewaffneten Konflikte» (in 

Erfüllung des Po. APK-S 08.3445) 

  17.09.2010 

Ziel 17 Armutsreduktion durch kohärente 

und wirksame Hilfe zur Selbsthilfe 

geplant Jahres-

ziele 2011 

Verabschiedung 

2011 

Stand Legislatur 

2007–2011 

 Richtliniengeschäfte Legislaturplanung    

 Botschaft über die Weiterführung der 

technischen Zusammenarbeit und der 

Finanzhilfe zu Gunsten von Entwicklungs-

ländern 

  14.03.2008 

 Botschaft über die Finanzierung der wirt-

schafts- und handelspolitischen Mass-

nahmen im Rahmen der Entwicklungszu-

sammenarbeit (Rahmenkredit VII Süd) 

  07.03.2008 

 Botschaft zur Verlängerung und Aufsto-

ckung des vierten Rahmenkredits zur 

Weiterführung der Zusammenarbeit mit 

den Staaten Osteuropas und der GUS 

  01.09.2010 

 Botschaft zur Verlängerung und Aufsto-

ckung des Rahmenkredits der humanitä-

ren Hilfe 

1. Halbjahr 06.06.2011 06.06.2011 

 Weitere Geschäfte Legislaturplanung    

 Keine    
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 Verpflichtungskredit / Zahlungsrahmen    

 Zusammenarbeit mit den Staaten Osteu-

ropas und der GUS: Verpflichtungskredit 

  01.09.2010 

 Rahmenkredit für technische Zusammen-

arbeit und Finanzhilfe zu Gunsten von 

Entwicklungsländern 

  14.03.2008 

 Rahmenkredit für wirtschafts- und han-

delspolitische Massnahmen im Rahmen 

der Entwicklungszusammenarbeit 

  07.03.2008 

 Rahmenkredit für die Weiterführung der 

internationalen humanitären Hilfe der 

Eidgenossenschaft 2011–2016 

  06.06.2011 

 Neue Geschäfte    

 Botschaft für einen Rahmenkredit zur 

Finanzierung der multilateralen Entschul-

dungsmassnahmen: integriert in die 

Botschaft über die Weiterführung der 

technischen Zusammenarbeit und der 

Finanzhilfe zu Gunsten von Entwicklungs-

ländern 

  14.03.2008 

 Bericht des Bundesrates an das Parla-

ment zu den Bundesbeschlüssen über die 

Weiterführung der Entwicklungszusam-

menarbeit vom 08. Dezember 2008 

  21.10.2009 

 Botschaft zum Bundesgesetz über die 

Rückerstattung unrechtmässig erworbe-

ner Vermögenswerte politisch exponierter 

Personen 

  28.04.2010 

 Botschaft zur Beteiligung der Schweiz an 

den Kapitalerhöhungen der multilateralen 

Entwicklungsbanken und an der Wieder-

auffüllung der afrikanischen und inter-

amerikanischen Entwicklungsfonds143 

  08.09.2010 

 Botschaft zur Erhöhung der Mittel zur 

Finanzierung der öffentlichen Entwick-

lungshilfe 

  17.09.2010 

 Bericht 2010 der Schweiz über die Errei-

chung der Millenniums-Entwicklungsziele 

  30.06.2010 

 Bericht über die Instrumente des Bundes-

rates zur strategischen Führung und 

gesetzliche Grundlagen [in der Entwick-

lungszusammenarbeit] (in Erfüllung der 

Mo. GPK-S 06.3666) 

  13.01.2010 
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Wirksamkeitsüberprüfungen: Massnahmenvollzug zur Umsetzung von Artikel 

170 Bundesverfassung 

Am 3. November 2004 hat der Bundesrat vom 
Bericht der Interdepartementalen Kontakt-
gruppe «Wirkungsprüfungen» Kenntnis ge-
nommen und Massnahmen zur Umsetzung 
von Artikel 170 der Bundesverfassung be-
schlossen. Am 15. Februar 2006 hat er auf 
Anfrage der Konferenz der Präsidien der Auf-
sichtskommissionen und Aufsichtsdelegatio-
nen des Parlaments (KPA) eine Berichterstat-
tung über den Vollzug der Massnahmen in 
seinem jährlichen Geschäftsbericht in Aussicht 
gestellt. Die erste Berichterstattung erfolgte im 
Geschäftsbericht 2006. 

Stufe Bundesämter: Im Berichtsjahr führten 
22 Ämter und Dienststellen Wirksamkeits-
überprüfungen durch. In 11 bestanden integ-
rale Amtsstrategien für die Wirksamkeitsüber-
prüfungen und in 7 Strategien in Teilaspekten. 
In 18 waren die für die Wirksamkeitsüberprü-
fungen zuständigen Stellen vollständig mit den 
dazu notwendigen Ressourcen ausgestattet. 
Die Unabhängigkeit der Wirksamkeitsüberprü-
fungen war in 22 Ämtern gegeben. Die syste-
matische Veröffentlichung, die adressatenge-
rechte Information und die Qualitätssicherung 
sind in drei Vierteln der Ämter und Dienststel-
len gewährleistet. Die Koordination der ver-
schiedenen Instrumente ist weiter zu stärken. 
Vier weitere Massnahmen (Erfassung in der 
Datenbank ARAMIS, Planung der grösseren 
Wirksamkeitsüberprüfungen, Einbezug von 
Wirtschaftlichkeitsaspekten, Einbezug mitinte-
ressierter Amtsstellen) sind realisiert. 13 Äm-
ter wenden die SEVAL-Standards an. 

Stufe Departemente: Die Departemente sor-
gen mehrheitlich im Rahmen bestehender 
Instrumente (Planung, Controlling, Reporting) 
für die Erfüllung der Anforderungen an die 
Wirksamkeitsüberprüfungen durch ihre Ämter 
oder haben diese instruiert. In einem Depar-
tement wurde die Aufgabe einer besonderen 
Dienststelle übertragen. In einem anderen 

Departement konnten Leitlinien für Minimal-
standards in Bezug auf Wirksamkeitsüberprü-
fungen 2011-12 noch nicht finalisiert werden. 
Die Unterstützung der Ämter und die Aufsicht 
bezüglich Lücken, die koordinierte amtsü-
bergreifende Wirksamkeitsüberprüfung und 
die interdepartementale Koordination sind in 
der Mehrheit der Departemente gewährleistet. 

Querschnittsaspekte: Das Bundesamt für Jus-
tiz (BJ) hat im Rahmen des Netzwerks Evalua-
tion in der Bundesverwaltung zum Erfahrungs-
austausch beigetragen. Es hat verschiedene 
Ämter in Evaluationsfragen beraten. Das 
Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO) hat 
2011 gemeinsam mit anderen Bundesämtern 
zwei vertiefte Regulierungsfolgenabschätzun-
gen abgeschlossen und die Wirkung der bishe-
rigen vertieften Regulierungsfolgenabschät-
zungen evaluieren lassen. Die 2010 beschlos-
sene Messung der Regulierungskosten für die 
Unternehmen wurde 2011 vorbereitet und soll 
bis 2013 umgesetzt werden. Die Wirksam-
keitsüberprüfung wurde in folgende Kurse 
einbezogen: 

- «Seminar Leistungs- und Ressourcensteue-
rung 2011» (Ausbildungszentrum der Bun-
desverwaltung im EPA); 

- Gesetzgebungskurs des Bundes (BJ); 

- Französischsprachige legistische Seminare 
(«séminaire de légistique» unter der Ägide 
der Schweizerischen Gesellschaft für Ge-
setzgebung). 

Stufe Bundesrat: Alle Massnahmen sind reali-
siert. 
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1 Den Wirtschaftsstandort Schweiz stärken, um die Voraussetzungen für 
mehr und bessere Arbeitsplätze zu schaffen 

Ziel 1 Wettbewerb im Binnenmarkt verstärken und Rahmenbedingungen verbessern 

 Titel: Regulierungsfolgenabschätzung zur «Too big to fail»-

Gesetzgebung 

 Auftraggeber/in: Staatssekretariat für internationale Finanzfragen, Staats-

sekretariat für Wirtschaft 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Parlamentsgesetz (Art. 141, Abs. 2), Bundesratsbeschluss 

vom 18. Januar 2006 (Vereinfachung des unternehmeri-

schen Alltags) 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 

Bundesrat: 

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 1 / Jahresziel 2011-1 

 Politische Schlussfolgerungen: Botschaft zur Änderung des Bankengesetzes (too big to 

fail) 

 Verwendungszweck: Vorbereitung einer Gesetzesrevision oder eines neuen 

Erlasses 

 Adressat/in: Parlament, Bundesrat 

 Art der Evaluation: Regulierungsfolgenabschätzung, Wirtschaftlichkeitsanaly-

se, Ex-Ante-Evaluation 

 Sprache: Deutsch 

 Bezugsquelle: www.sif.admin.ch, www.seco.admin.ch/rfa  

 

 Titel: Evaluation des Bundesgesetzes über den Datenschutz 

 Auftraggeber/in: Bundesamt für Justiz 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: – 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 

Bundesrat: 

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 1 

 Politische Schlussfolgerungen: – 

 Verwendungszweck: Vorbereitung einer Gesetzesrevision oder eines neuen 

Erlasses, Vollzugsoptimierung 

 Adressat/in: Bundesrat 

 Art der Evaluation: Vollzugsevaluation, Wirkungsanalyse 

 Sprache: Deutsch 

 Bezugsquelle: Schlussbericht: http://www.bj.admin.ch/content/dam/ 

data/staat_buerger/evaluation/bj/schlussber- 

datenschutzeval-d.pdf 

Gutachten über das Datenschutzrecht in ausgewählten 

Staaten: http://www.bj.admin.ch/content/dam/data/ 

staat_buerger/evaluation/bj/gutachten-datenschutzrecht-

d.pdf 
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 Titel: Evaluation der Betriebshilfen in der Landwirtschaft (finan-

zielle Bedrängnis und Entschuldung) 

 Auftraggeber/in: Bundesamt für Landwirtschaft 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über die Landwirtschaft (Art. 185) 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 

Bundesrat: 

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 1 

 Politische Schlussfolgerungen: – 

 Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung 

 Adressat/in: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Wirkungsanalyse 

 Sprache: Deutsch oder Französisch 

 Bezugsquelle: http://www.blw.admin.ch/dokumentation/  

   

 Titel: Neue Regionalpolitik: Zwischenbewertung Mehrjahrespro-

gramm 2008–2015 

 Auftraggeber/in: Staatssekretariat für Wirtschaft 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: – 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 

Bundesrat: 

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 1 

 Politische Schlussfolgerungen: – 

 Verwendungszweck: Vollzugsoptimierung 

 Adressat/in: Verwaltung, Kantone 

 Art der Evaluation: Vollzugsevaluation 

 Sprache: Deutsch 

 Bezugsquelle: www.seco.admin.ch ->Themen -> Standortförderung  -> 

Regional- und Raumordnungspolitik 

   

Ziel 2 Bildung, Forschung und Innovation fördern 

 Keine  

   

Ziel 3 Handlungsfähigkeit des Staates und Attraktivität des Steuersystems stärken: Ausgleich 

des Bundeshaushalts nachhaltig sicherstellen und Steuerreformen weiterführen 

 Keine  
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Ziel 4 Leistungsfähigkeit und Nutzung der Infrastruktur optimieren 

Die für 2011 geplante Evaluation der risikoorientierten Sicherheitsaufsicht über den Eisenbahn-Güterverkehr konn-

te im Berichtsjahr nicht fertiggestellt werden. Schwierigkeiten bei der Beschaffung von Grundlagendaten und eine 

Verschiebung der Prioritäten zugunsten anderer Geschäfte mit daraus folgenden knappen Ressourcen in der Pro-

jektleitung führten zu Verzögerungen. 

   

 Titel: Evaluation des Umweltvorteils des öffentlichen Verkehrs 

 Auftraggeber/in: Bundesamt für Verkehr 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Eisenbahngesetz (Art. 17) 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 

Bundesrat: 

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 4 

 Politische Schlussfolgerungen: – 

 Verwendungszweck: Vollzugsoptimierung 

 Adressat/in: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Wirkungsanalyse 

 Sprache: Deutsch 

 Bezugsquelle: www.admin.ch/dokumentation/studien/detail/ 

index.html?lang=de&studien=4 

   

2 Die Sicherheit gewährleisten 

Ziel 5 Der Gewaltanwendung und der Kriminalität vorbeugen und diese bekämpfen 

 Keine  
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Ziel 6 Internationale Zusammenarbeit im Justiz- und Polizeibereich verstärken 

 Titel: Evaluation Polizeikooperationsabkommen mit Österreich 

und dem Fürstentum Liechtenstein 

 Auftraggeber/in: Bundesamt für Polizei 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Vertrag vom 27. April 1999 zwischen der Schweizerischen 

Eidgenossenschaft, der Republik Österreich und dem 

Fürstentum Liechtenstein über die grenzüberschreitende 

Zusammenarbeit der Sicherheits- und Zollbehörden 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 

Bundesrat: 

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 6, Ausbau der bilatera-

len Abkommen über die Zusammenarbeit bei der Bekämp-

fung der Kriminalität 

 Politische Schlussfolgerungen: Bundesratsbeschluss vom 7. September 2011: Mandat 

zur Aufnahme von Verhandlungen zur Weiterentwicklung 

des Vertrags vom 27. April 1999 zwischen der Schweizeri-

schen Eidgenossenschaft, der Republik Österreich und 

dem Fürstentum Liechtenstein über die grenzüberschrei-

tende Zusammenarbeit der Sicherheits- und Zollbehörden 

 Verwendungszweck: Vorbereitung einer Gesetzesrevision oder eines neuen 

Erlasses 

 Adressat/in: Bundesrat 

 Art der Evaluation: Wirkungsanalyse 

 Sprache: Deutsch 

 Bezugsquelle: Schlussfolgerungen der Expertengruppe: 

Deutsch: www.admin.ch/ch/d/gg/pc/documents/2003/ 

Kooperation_FL_A_CH_de.pdf 

Französisch: www.admin.ch/ch/f/gg/pc/documents/ 

2003/Cooperation_FL_A_CH_fr.pdf 

Italienisch: www.admin.ch/ch/i/gg/pc/documents/ 

2003/Cooperazione_FL_A_CH_it.pdf. 

   

Ziel 7 Sicherheitspolitik umsetzen 

 Keine  
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3 Die gesellschaftliche Kohäsion stärken 

Ziel 8 Entwicklung einer kohärenten Familienpolitik 

Die für 2011 angekündigte Evaluation Wirkungsanalyse Mutterschaftsentschädigung konnte im Berichtsjahr nicht 

abgeschlossen werden. Der Aufwand für die empirische Erhebung und die Koordination mit dem Auftragnehmer 

verzögern den Abschluss des Projekts bis Mitte 2012. 

   

Ziel 9 Sozialwerke sanieren und sichern 

Mit der für 2011 geplanten ersten Evaluation zur 4./5. IVG-Revision im Rahmen des zweiten Forschungsprogramms 

IV wurde begonnen. Aufgrund der umfangreichen Vorarbeiten wurde die Evaluation «FEFI – Vollzug und Wirkungen» 

erst im zweiten Halbjahr 2011 ausgeschrieben. Der Bericht wird im zweiten Halbjahr 2012 publiziert werden. 

 

Die für 2011 angekündigte Evaluation Wirtschaftliche Lage von Witwen, Witwern und Waisen (in Erfüllung des Po. 

SGK-N 08.3235) konnte im Berichtsjahr fertiggestellt, aber noch nicht publiziert werden. Die Kenntnisnahme durch 

den Bundesrat sollte im Frühjahr 2012 erfolgen. Danach ist die Publikation des Forschungsberichts in der Reihe 

«Beiträge zur Sozialen Sicherheit» des BSV geplant. 

   

Der für 2011 angekündigte Forschungsbericht Wirtschaftliche Lage der IV-Rentenbezügerinnen und -bezüger konn-

te im Berichtsjahr fertiggestellt, aber noch nicht publiziert werden. Die Publikation des Berichts in der Reihe «Beiträ-

ge zur Sozialen Sicherheit» des BSV ist für das erste Halbjahr 2012 geplant. 

 

 Titel: Evaluation XtraJobs – Pilotversuch nach Art. 68quater IVG 

 Auftraggeber/in: Bundesamt für Sozialversicherungen 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über die Invalidenversicherung (Art. 68) 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 

Bundesrat: 

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 9, Reintegration von 

Menschen mit Behinderungen / Eingliederung vor Rente 

 Politische Schlussfolgerungen: Botschaft zur Änderung des Bundesgesetzes über die Inva-

lidenversicherung vom 11. Mai 2011 

 Verwendungszweck: Vorbereitung einer Gesetzesrevision oder eines neuen 

Erlasses, Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung 

 Adressat/in: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Vollzugsevaluation 

 Sprache: Deutsch 

 Bezugsquelle: http://www.bsv.admin.ch/dokumentation/publikationen/ 

00098/index.html?lang=de 
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Ziel 10 Gesundheitskosten eindämmen – Gesundheit fördern 

Die für 2011 geplante Evaluation der Nationalen Programme Alkohol und Tabak 2008–2012 sowie des Massnah-

menpakets des Bundes zur Verminderung der Drogenprobleme 2006–2011 konnte wie geplant im Berichtsjahr 

abgeschlossen werden. Der Bericht sowie die Schlussfolgerungen werden voraussichtlich im ersten Halbjahr 2012 

veröffentlicht (im Rahmen des Antrags an den Bundesrat zur Verlängerung der Programme). 

 

 Titel: Evaluation der Qualität von Meldedaten in der Schweiz 

 Auftraggeber/in: Bundesamt für Veterinärwesen 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Tierseuchengesetz (Art. 42) 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 

Bundesrat: 

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 10 

 Politische Schlussfolgerungen: – 

 Verwendungszweck: Vollzugsoptimierung 

 Adressat/in: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Vollzugsevaluation 

 Sprache: Deutsch, Englisch 

 Bezugsquelle: Bundesamt für Veterinärwesen, 3003 Bern 

info@bvet.admin.ch  

   

 Titel: Wirtschaftliche Beurteilung von Überwachungsprogram-

men, die Teil des nationalen Kontrollplans der Schweiz sind 

 Auftraggeber/in: Bundesamt für Veterinärwesen 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Tierseuchengesetz (Art. 42) 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 

Bundesrat: 

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 10 

 Politische Schlussfolgerungen: – 

 Verwendungszweck: Vollzugsoptimierung 

 Adressat/in: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Wirtschaftlichkeitsanalyse 

 Sprache Deutsch, Englisch 

 Bezugsquelle: Bundesamt für Veterinärwesen, 3003 Bern 

info@bvet.admin.ch 
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 Titel: Wirksamkeit der Bekämpfungsmassnahmen der BVD-

Eradikation in der Schweiz 

 Auftraggeber/in: Bundesamt für Veterinärwesen 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Tierseuchengesetz (Art. 42) 

Wirksamkeit der Bekämpfungsmassnahmen der BVD-

Eradikation in der Schweiz 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 

Bundesrat: 

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 10 

 Politische Schlussfolgerungen: – 

 Verwendungszweck: Vollzugsoptimierung 

 Adressat/in: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Wirkungsanalyse 

 Sprache Deutsch 

 Bezugsquelle: Bundesamt für Veterinärwesen, 3003 Bern 

info@bvet.admin.ch 

   

Ziel 11 Gesellschaftlichen Zusammenhalt fördern 

 Keine  

4 Die Ressourcen nachhaltig nutzen 

Ziel 12 Energieversorgung sicherstellen 

Die für 2011 angekündigte Regulierungsfolgenabschätzung zur Revision des Stromversorgungsgesetzes konnte im 

Berichtsjahr nicht abgeschlossen werden, weil sich die Arbeiten an der Revision des Stromversorgungsgesetzes im 

Zusammenhang mit der Ausarbeitung der Energiestrategie 2050 verzögert haben. 
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Ziel 13 Schonender Umgang mit den natürlichen Ressourcen 

 Titel: Evaluation des «Fonds de roulement» 

 Auftraggeber/in: Bundesamt für Wohnungswesen 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über die Förderung von preisgünstigem 

Wohnraum (Wohnraumförderungsgesetz) (Art. 48) 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 

Bundesrat: 

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 13 

 Politische Schlussfolgerungen: – 

 Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung 

 Adressat/in: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Vollzugsevaluation, Wirkungsanalyse 

 Sprache: Deutsch 

 Bezugsquelle: www.bwo.admin.ch/dokumentation/00106/00108/ 

index.html?lang=de 

   

 Titel: Wirkungsanalyse Luftreinhaltung 

 Auftraggeber/in: Bundesamt für Umwelt 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über den Umweltschutz (Art. 44a) 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 

Bundesrat: 

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 13 

 Politische Schlussfolgerungen: – 

 Verwendungszweck: Vollzugsoptimierung, Rechenschaftsablage, Vorbereitung 

einer Gesetzesrevision oder eines neuen Erlasses 

 Adressat/in: Bundesrat

 Art der Evaluation: Vollzugsevaluation, Wirkungsanalyse 

 Sprache: Deutsch, Französisch 

 Bezugsquelle: http://www.bafu.admin.ch/luft/00575/00576/index. 

html?lang=de 
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 Titel: Volkswirtschaftlicher Nutzen von Meteorologie und Klima-

tologie bei ausgewählten Wirtschaftssektoren in der 

Schweiz 

 Auftraggeber/in: MeteoSchweiz 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über die Meteorologie und Klimatologie vom 

18. Juni 1999 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 

Bundesrat: 

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 13 

 Politische Schlussfolgerungen: – 

 Verwendungszweck: Vollzugsoptimierung 

 Adressat/in: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Wirkungsanalyse, Wirtschaftlichkeitsanalyse 

 Sprache: Deutsch (Zusammenfassung auf Französisch und Englisch) 

 Bezugsquelle: MeteoSchweiz, Krähbühlstrasse 58, Postfach 514, 8044 

Zürich  

   

 Titel: Evaluation der Agglomerationspolitik des Bundes 

 Auftraggeber/in: Staatssekretariat für Wirtschaft, Bundesamt für Raument-

wicklung 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesratsbeschluss vom 19. Dezember 2001 (Agglome-

rationspolitik) 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 

Bundesrat: 

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 13 

 Politische Schlussfolgerungen: Bundesratsbeschluss vom 20. April 2011: Evaluation und 

Weiterentwicklung der Agglomerationspolitik des Bundes 

 Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung 

 Adressat/in: Bundesrat 

 Art der Evaluation: Vollzugsevaluation, Wirkungsanalyse 

 Sprache: Deutsch oder Französisch 

 Bezugsquelle: Bericht des Bundesrates: 

www.news.admin.ch/NSBSubscriber/message/ 

attachments/22776.pdf 

Schlussbericht Evaluation: 

www.news.admin.ch/NSBSubscriber/message/ 

attachments/22777.pdf 

www.are.admin.ch/themen/agglomeration/ 

index.html?lang=de 
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5 Die Stellung der Schweiz in einer vernetzten Welt festigen 

Ziel 14 Konsolidierung der Beziehungen zur EU 

 Keine  

   

Ziel 15 Multilaterales Regelwerk gestalten 

 Keine  

 

Ziel 16 Friedensförderung und Konfliktprävention 

 Titel: Evaluation der Massnahmen zur Sensibilisierung für Men-

schenrechte 

 Auftraggeber/in: Politische Direktion EDA, Politische Abteilung IV 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Botschaft über die Weiterführung von Massnahmen zur 

zivilen Friedensförderung und Stärkung der Menschen-

rechte vom 15. Juni 2007 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 

Bundesrat: 

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 16 

 Politische Schlussfolgerungen: – 

 Verwendungszweck: Vollzugsoptimierung, Rechenschaftsablage 

 Adressat/in: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Vollzugsevaluation, Wirkungsanalyse 

 Sprache: Französisch 

 Bezugsquelle: www.aramis.admin.ch/Default.aspx?page=Texte& 

projectid=28338 
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Ziel 17 Armutsreduktion durch kohärente und wirksame Hilfe zur Selbsthilfe 

 Titel: Unabhängige Evaluation der Tätigkeiten der wirtschaftli-

chen Entwicklungszusammenarbeit im Finanzsektor 

 Auftraggeber/in: Staatssekretariat für Wirtschaft 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Botschaft über die Finanzierung der wirtschaftspolitischen 

und handelspolitischen Massnahmen im Rahmen der 

Entwicklungszusammenarbeit, Botschaft Rahmenkredit VII 

2008–2012, Abschnitt 2.3.6, S. 553 und Botschaft über 

die Weiterführung der Zusammenarbeit mit den Staaten 

Osteuropas und der GUS, Rahmenkredit IV, AH 6, S. 2754 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 

Bundesrat: 

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 17 

 Politische Schlussfolgerungen: Botschaft zur wirtschaftlichen Entwicklungszusammenar-

beit 

 Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung 

 Adressat/in: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Vollzugsevaluation, Wirkungsanalyse 

 Sprache: Englisch 

 Bezugsquelle: http://www.seco-cooperation.admin.ch/themen/01033/ 

index.html?lang=de  

 

 Titel: Unabhängige Evaluation der Tätigkeiten der wirtschaftli-

chen Zusammenarbeit im Bereich der Förderung des Pri-

vatsektors 

 Auftraggeber/in: Staatssekretariat für Wirtschaft 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Botschaft über die Finanzierung der wirtschaftspolitischen 

und handelspolitischen Massnahmen im Rahmen der 

Entwicklungszusammenarbeit, Botschaft Rahmenkredit VII 

2008–2012, Abschnitt 2.3.6, S. 553 und Botschaft über 

die Weiterführung der Zusammenarbeit mit den Staaten 

Osteuropas und der GUS, Rahmenkredit IV, AH 6, S. 2754 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 

Bundesrat: 

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 17 

 Politische Schlussfolgerungen: Botschaft zur wirtschaftlichen Entwicklungszusammenar-

beit 

 Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung 

 Adressat/in: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Vollzugsevaluation, Wirkungsanalyse 

 Sprache: Englisch 

 Bezugsquelle: http://www.seco-cooperation.admin.ch/themen/01033/ 

index.html?lang=de 
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 Titel: Evaluation SDC Humanitarian Aid: Emergency Relief 

 Auftraggeber/in: Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit (DEZA) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über die internationale Entwicklungszu-

sammenarbeit und humanitäre Hilfe vom 19. März 1976 

(Art. 9) 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 

Bundesrat: 

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 17 

 Politische Schlussfolgerungen: – 

 Verwendungszweck: Rechenschaftsablage 

 Adressat/in: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Wirkungsanalyse 

 Sprache: Englisch 

 Bezugsquelle: http://www.deza.admin.ch/de/Home/Wirksamkeit 

 

 Titel: SDC's Vocational Skills Development Activities 

 Auftraggeber/in: Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit (DEZA) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über die internationale Entwicklungszu-

sammenarbeit und humanitäre Hilfe vom 19. März 1976 

(Art. 9) 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 

Bundesrat: 

Legislaturplanung 2007–2011, Ziel 17 

 Politische Schlussfolgerungen: – 

 Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung 

 Adressat/in: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Wirkungsanalyse 

 Sprache: Englisch 

 Bezugsquelle: http://www.deza.admin.ch/de/Home/Wirksamkeit 
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Bericht über die Bedrohungslage und die Tätigkeiten der Sicherheitsorgane 

des Bundes im Jahr 2011 

Der Bundesrat orientiert die eidgenössischen 
Räte, die Kantone und die Öffentlichkeit über 
seine Beurteilung der Bedrohungslage und 
über die Tätigkeiten der Sicherheitsorgane des 
Bundes im Jahr 2011. Die im Bericht nach 
Artikel 27 Absatz 1 des Bundesgesetzes vom 
21. März 1997144 über Massnahmen zur Wah-
rung der inneren Sicherheit (BWIS)145 behan-
delten Themengebiete beziehen sich auf den 
Regelungsbereich des BWIS. Entsprechend 
bezieht sich der Begriff «Sicherheitsorgane des 
Bundes» auf den Nachrichtendienst des Bun-
des (NDB) im Departement für Verteidigung, 
Bevölkerungsschutz und Sport (VBS), auf das 
Bundesamt für Polizei (fedpol) im Eidgenössi-
schen Justiz- und Polizeidepartement (EJPD) 
und auf die Melde- und Analysestelle Informa-
tionssicherung (MELANI) im Eidgenössischen 
Finanzdepartement (EFD) und im VBS. Vorlie-
gender Bericht beschränkt sich auf das We-
sentliche und verweist für weitergehende In-
formationen auf den jährlich erscheinenden 
Lagebericht des NDB «Sicherheit Schweiz», auf 
den Jahresbericht von fedpol «Kriminalitätsbe-
kämpfung Bund» sowie auf die Halbjahresbe-
richte von MELANI «Informationssicherung». 

Der Bundesrat stellt für das Berichtsjahr ins-
gesamt fest, dass: 

- sich die Bedrohungslage nicht grundsätz-
lich verändert, indes einige neue Akzentu-
ierungen erfahren hat. 

Im Bereich der Proliferation ist die Schweiz 
weiterhin von intensiven Bestrebungen einzel-
ner Länder betroffen, unter Umgehung von 
Gesetzen Dual-use-Güter zu beschaffen, um 
sie zur Entwicklung und Herstellung von Mas-
senvernichtungswaffen und deren Trägersys-
temen zu verwenden. Die Finanz- und Wirt-
schaftskrise erhöht die Proliferationsgefahr 
zusätzlich. Angriffe auf Informatikinfrastruktu-
ren von Regierungen, internationalen Organi-
sationen und Firmen gehören mittlerweile zur 
Tagesordnung, und insbesondere Spionage 
durch Informatikangriffe wird häufiger. Konnte 
im Vorjahr ein positiver Trend im Bereich Ge-
fährdungen im Umfeld von Sportanlässen 

festgestellt werden, so wurde dieser im Be-
richtsjahr gebrochen. Im Bereich des Terroris-
mus ist die Schweiz weiterhin nicht ein erklär-
tes prioritäres Ziel für dschihadistisch motivier-
te Anschläge. Schweizer Staatsbürger sind 
aber wiederum ausserhalb Europas Ziele von 
Terrorakten geworden. Das Gewaltpotenzial 
des Schweizer Rechts-, Links- und Tierrechtex-
tremismus hat sich in den letzten Jahren nicht 
wesentlich verändert. Weitgehend unverändert 
blieb auch die Bedrohungslage für Magistrats-
personen, Mitglieder des Parlaments und Be-
dienstete des Bundes sowie völkerrechtlich 
geschützte Personen und Einrichtungen. 

 

Bedrohungslage 

 
Terrorismus 

Der Terrorismus stellt weiterhin eine Bedro-
hung für die innere Sicherheit auch der 
Schweiz dar. Die Bedrohung geht vor allem 
vom dschihadistischen Terrorismus aus, das 
heisst der global ausgerichteten, mit der Ideo-
logie der al-Qaida verknüpften islamistischen 
Bewegung. Aber auch durch eine Ideologie 
radikalisierte Einzeltäter können Terroran-
schläge verüben, und der Gewaltextremismus 
kann in letzter Konsequenz zu terroristischen 
Aktivitäten führen. 

Der Bundesrat stellt fest, dass: 

- die Schweiz im westeuropäischen Gefähr-
dungsraum keine Insel darstellt, 

- es im Berichtsjahr keine konkreten Hin-
weise auf dschihadistisch motivierte An-
schlagspläne in der Schweiz gab, 

- Dschihadisten die Schweiz nur vereinzelt 
unter den als dem Islam gegenüber feind-
lich eingestellten Ländern explizit erwähn-
ten. 

Europaweit ist weiterhin eine Zunahme von 
dschihadistisch motivierten Reisebewegungen 
festzustellen. Die Anzahl aufgedeckter Fälle 
steigt auch in der Schweiz. Dies betrifft vor 
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allem Reisen nach Somalia. Aufgrund der ge-
ringen Fallzahlen und einer anzunehmenden 
Dunkelziffer kann jedoch nicht mit Sicherheit 
auf eine Zunahme von Reisebewegungen spe-
zifisch aus der Schweiz geschlossen werden. 
Bisher sind keine gesicherten Fälle von Perso-
nen bekannt, die nach der Ausbildung in ei-
nem terroristischen Trainingscamp oder der 
Teilnahme an Kampfhandlungen in die 
Schweiz zurückgekehrt sind. Bei Rückkehrern 
besteht das Risiko, dass diese mit den erwor-
benen Fähigkeiten mit oder ohne Koordination 
mit dschihadistischen Organisationen An-
schläge in ihren Aufenthaltsländern oder an-
deren westlichen Staaten planen und durch-
führen. 

Sowohl 2010 als auch 2011 wurden in West-
europa dschihadistisch motivierte Anschläge 
verzeichnet, die Einzeltätern zugerechnet wer-
den (so in der Stockholmer Innenstadt im De-
zember 2010 und gegen US-Soldaten im 
Frankfurter Flughafen im März 2011). Die 
Anschläge verdeutlichen, dass radikalisierte 
Einzeltäter, die im Voraus kaum zu erkennen 
sind, über die Fähigkeit und die Absicht verfü-
gen, Anschläge in der westlichen Welt durch-
zuführen. 

Auch die Kern-al-Qaida sowie einige ihrer Ab-
leger haben 2011 ihre Absicht bekräftigt, den 
Westen anzugreifen, dies trotz weiterbeste-
hendem, hohem Verfolgungsdruck und der 
Tötung des al-Qaida-Chefs Osama bin Laden 
und weiterer Führungsfiguren. Die Kern-al-
Qaida ist laut nachrichtendienstlichen Hinwei-
sen unverändert an Anschlägen in Europa 
interessiert und wird sich bietende Gelegen-
heiten nutzen. Der fehlgeschlagene Bomben-
anschlag eines nigerianischen Dschihadisten 
auf einen Flug der amerikanischen Delta Airli-
nes von Amsterdam (Niederlande) nach Det-
roit (USA) am 25. Dezember 2009 wie auch 
die Ende Oktober 2010 in Grossbritannien 
und Dubai sichergestellten Paketbomben zeu-
gen als Beispiele vom Versuch der al-Qaida 
auf der arabischen Halbinsel, ihren Drohungen 
Taten folgen zu lassen. 

Dschihadistische Gruppierungen sind oft 
transnational vernetzt und haben Sympathi-
santen in ganz Europa. Eine erhöhte An-
schlagsbedrohung besteht besonders in euro-

päischen Ländern, die militärisch in einem 
islamischen Land engagiert sind. Die Schweiz 
als Land mit geringem militärischem Engage-
ment im Ausland ist nicht ein erklärtes prioritä-
res Ziel für dschihadistisch motivierte Anschlä-
ge. Wahrscheinlicher als ein dschihadistischer 
Terroranschlag in der Schweiz ist, dass 
Schweizer Staatsbürger oder Schweizer Inte-
ressen ausserhalb Europas von einem Terror-
akt (Bombenanschlag, Ermordung, Entführung 
usw.) betroffen werden. 

So wurden in Marokko im April 2011 zwei 
Schweizer Staatsbürger sowie eine in der 
Schweiz wohnhafte ausländische Person Opfer 
eines Bombenanschlags auf ein Strassencafé. 
Die Täterschaft war ein durch die internationa-
le dschihadistische Bewegung inspiriertes, 
lokales Netzwerk. Anfang Juli 2011 wurden 
eine Schweizerin und ein Schweizer entführt, 
die trotz entsprechenden Warnungen in den 
Reisehinweisen des Eidgenössischen Depar-
tements für auswärtige Angelegenheiten (EDA) 
in der Provinz Belutschistan (Pakistan) unter-
wegs waren. Sie sollen sich mittlerweile in den 
Händen der pakistanischen Taliban befinden. 
Im Gegensatz zu früheren Jahren waren im 
Berichtsjahr keine Schweizer Staatsbürgerin-
nen und Staatsbürger oder Schweizer Interes-
sen von Anschlägen oder Entführungen der al-
Qaida im islamischen Maghreb betroffen. Doch 
wurden in ihrem Operationsgebiet, dem Sahel, 
auch im Berichtsjahr wiederum mehrfach eu-
ropäische Staatsbürger entführt, unter ande-
rem auch im November 2011 in Mali. Es ist 
mit weiteren Entführungen westlicher Staats-
bürger zu rechnen. Auch Schweizer können 
erneut Opfer solcher Entführungen werden. 

Neben dem militärischen Engagement westli-
cher Staaten in muslimischen Ländern dient 
auch zunehmend die - tatsächliche oder ver-
meintliche - Kritik am Islam als Rechtfertigung 
für Anschläge. Die Bedrohungslage für die 
Schweiz hat sich seit der Annahme der Initiati-
ve gegen den Bau von Minaretten jedoch nur 
unwesentlich verändert. Seit Anfang 2010 hat 
die Medienresonanz zum Minarettbauverbot 
insgesamt deutlich nachgelassen. Das Thema 
taucht nur mehr vereinzelt im Kontext mit an-
deren als islamfeindlich wahrgenommenen 
Themen auf. In dschihadistischen Internetfo-
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ren wird dem Thema nach wie vor keine gros-
se Beachtung geschenkt. Eine Instrumentali-
sierung des Minarettbauverbots durch radika-
lislamistische Kreise, inklusive möglicher ge-
walttätiger Aktionen, kann jedoch in einer län-
gerfristigen Perspektive und in Kombination 
mit anderen Themen (zum Beispiel dem Bur-
kaverbot) nicht ausgeschlossen werden. Der 
NDB verfolgt entsprechende Diskussionen im 
Internet laufend auch mittels eines Monito-
rings. Im Moment bestehen jedoch keine kon-
kreten Hinweise, die auf eine Verschlechte-
rung der Sicherheitslage der Schweiz hindeu-
ten. 

Der Bundesrat stellt fest, dass: 

- ausländische, ethno-nationalistische terro-
ristische Gruppierungen auch im Berichts-
jahr die Schweiz für Propaganda, für Logis-
tik und zur Finanzierung von in der Heimat 
aktiven Gruppen nutzten. 

Die Entwicklung im Bereich der ausländi-
schen, ethno-nationalistischen terroristischen 
Gruppierungen in der Schweiz ist primär ab-
hängig von der Lage im jeweiligen Herkunfts-
land. Eine Eskalation im Herkunftsland von 
terroristischen Gruppierungen muss zwar nicht 
direkt zu einer Verstärkung der Aktivitäten in 
der Diaspora, darunter auch der Schweiz, füh-
ren. Durch ausgebaute Netzwerke, nicht zu-
letzt ihrer Jugendorganisationen, können aber 
solche Gruppierungen kurzfristig und mit we-
nig bis keiner Vorwarnung auch nach längerer 
Ruhezeit wieder gewaltextremistisch tätig 
werden. 

In der Türkei steht der radikale Flügel der Ar-
beiterpartei Kurdistans (PKK) den Verhand-
lungen zwischen dem gemässigten Flügel der 
Kurdenorganisation und der regierenden Par-
tei für Gerechtigkeit und Aufschwung ableh-
nend gegenüber. Im Sommer und Herbst 
2011 hat die Anzahl gewalttätiger PKK-
Aktivitäten auf türkischem Gebiet stark zuge-
nommen: Wiederholt kam es zu Guerillaaktio-
nen, Entführungen von Soldaten und Behör-
denmitgliedern sowie Anschlägen in städti-
schen Gebieten, unter anderem in Antalya 
Ende August 2011, wobei rund zehn Touristen 
leicht verletzt wurden. 

Infolge der jüngsten türkischen Militäroperati-
onen sowie des zwischenzeitlich verweigerten 
Besuchsrechts für die Anwälte von PKK-Führer 
Abdullah Öcalan kam es in Europa seit Herbst 
2011 zu zahlreichen und teilweise gewalttäti-
gen Protesten, Zusammenstössen und Beset-
zungen. Diese verliefen in der Schweiz trotz 
kleinerer Ausschreitungen und Zwischenfälle 
weitgehend gewaltfrei. Es besteht weiterhin 
ein Risiko für punktuelle, gewalttätige Aktionen 
gegen türkische Demonstranten, Gruppierun-
gen, Infrastrukturen und offizielle Vertretun-
gen. Umgekehrt können aber auch Kurden Ziel 
von Angriffen türkischer Aktivisten werden. In 
türkischen Tourismusgebieten hat die Bedro-
hung durch Anschläge seit Sommer 2011 zu-
genommen. Davon könnten auch Touristen 
aus der Schweiz betroffen werden. 

In Sri Lanka, wo die Liberation Tigers of Tamil 
Eelam (LTTE) weitgehend zerschlagen worden 
sind, hat sich die Sicherheitslage im Berichts-
jahr im Vergleich zum Vorjahr nicht verändert. 
Das internationale Netzwerk vormaliger LTTE-
Mitglieder blieb aber weiterhin zumindest in 
Teilen bestehen, auch in der Schweiz. Bei ei-
ner Verschlechterung der Sicherheitslage in Sri 
Lanka, insbesondere wenn die Interessen der 
tamilischen Minderheit aus deren Sicht zu 
wenig berücksichtigt werden, wäre eine Radi-
kalisierung, insbesondere der jüngeren Gene-
ration, möglich. 

 

Gewaltextremismus 

Der Bundesrat stellt fest, dass: 

- Aktivitäten des Gewaltextremismus die 
innere Sicherheit der Schweiz nicht ge-
fährden, aber punktuell und lokal die Ruhe 
und Ordnung stören können, 

- hingegen ein erhöhtes Gewaltpotenzial bis 
hin zur Gefährdung von Leib und Leben 
willkürlich ausgewählter Opfer namentlich 
aus den Verflechtungen der Schweizer 
Szenen mit ihren Pendants im Ausland re-
sultiert. 

Das Gewaltpotenzial des Schweizer Rechts-, 
Links- und Tierrechtextremismus hat sich in 
den letzten Jahren nicht wesentlich verändert. 
Die Szenen haben sich jedoch unterschiedlich 
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entwickelt: Die Linksextremen agieren sehr 
aggressiv und ihre Aktivitäten bleiben auf ho-
hem Niveau, dagegen treten die Rechtsextre-
men weniger in Erscheinung und halten sich 
mit Gewaltausübung zurück. Die Tierrechtext-
remisten führen ihre eigenen Kampagnen 
derzeit gewaltfrei und nur selten mit illegalen 
Mitteln, beteiligen sich aber vereinzelt an Akti-
vitäten der linksextremen Szene. Die Schwei-
zer Szenen blieben im Berichtsjahr vornehm-
lich mit sich und ihren eigenen Themen be-
schäftigt. Öffentliche Anlässe an Feiertagen 
wie dem 1. Mai oder dem 1. August konnten 
sie nicht für ihre Zwecke nutzen. 

Für die rechtsextreme Szene sind durch die 
Vorkehrungen bei der Bundesfeier auf dem 
Rütli oder bei der Gedenkfeier für die Schlacht 
von Sempach seit einigen Jahren öffentlich-
keitswirksame Selbstdarstellungsmöglichkei-
ten entfallen. Für ihre eigenen Aktivitäten wie 
beispielsweise Skinhead-Konzerte suchen die 
Rechtsextremen die Klandestinität. Es ist zu-
dem bekannt, dass Kontakte zwischen einzel-
nen Personen der rechtsextremen Szene der 
Schweiz mit Gleichgesinnten aus den Nach-
barländern und insbesondere Deutschland 
bestehen. Zur sogenannten Zwickauer-Zelle, 
der vorgeworfen wird, zwischen 2000 und 
2007 in Deutschland acht türkische und einen 
griechischen Kleinunternehmer sowie eine 
Polizistin ermordet zu haben, bestanden 
wahrscheinlich keine direkten Beziehungen. 
Die Abklärungen zum genauen Sachverhalt 
sind indessen noch nicht abgeschlossen. 

Die Zusammenstösse zwischen Rechts- und 
Linksextremen haben abgenommen. Die 
Linksextremen wählten häufig ihr Feindbild, 
die Schweizerische Volkspartei (SVP), zur Ziel-
scheibe. Ende Januar 2011 wurde gar ein 
bekannter SVP-Vertreter tätlich angegriffen; 
das Umfeld des Tatverdächtigen ist noch un-
geklärt. 

Die linksextreme Szene hat im Berichtsjahr 
keinen Anschluss an grössere gemässigte 
Bewegungen wie etwa die Antiatomkraftbewe-
gung und damit keinen Ersatz für die seit Jah-
ren mobilisierungsschwache Antiglobalisie-
rungsbewegung gefunden. Eine instrumentali-
sierbare Plattform zur Gewaltausübung bieten 

ihr noch am ehesten «Reclaim-the-Street»-
Veranstaltungen. 

Für die Aktivitäten der linksextremen Szene 
bestimmend war der im Vorfeld entdeckte und 
verhinderte Anschlagsversuch vom 15. April 
2010 auf das IBM-Forschungszentrum in 
Rüschlikon respektive die daraus resultierende 
Inhaftierung eines italienischen und eines in 
Italien wohnhaften Schweizer Anarchisten so-
wie einer italienischen Anarchistin. Das Bun-
desstrafgericht in Bellinzona verurteilte die 
drei deswegen im Berichtsjahr erstinstanzlich 
zu mehrjährigen Haftstrafen. 2011 fanden 
zudem weitere Prozesse statt unter anderem 
wegen Sprengstoffdelikten gegen einen ehe-
maligen Exponenten und gegen zwei aktive 
leitende Exponentinnen des im linksextremen 
Bereich führenden Revolutionären Aufbaus 
Schweiz respektive Revolutionären Aufbaus 
Zürich. Diese Prozesse endeten ebenfalls mit 
erstinstanzlichen Schuldsprüchen. Die Prozes-
se gegen die drei Anarchisten und die aktiven 
Exponentinnen wurden von teils gewalttätigen 
Solidaritätskampagnen zugunsten der angeb-
lich politischen Gefangenen und gegen Re-
pression allgemein begleitet. Dabei wurden 
auch Anschläge gegen Schweizer Interessen 
im Ausland und in einem Fall in der Schweiz 
selbst verübt: Bereits Ende 2010 verübten 
gemäss Bekennung linksextreme Täterschaf-
ten Briefbombenanschläge unter anderen ge-
gen die Schweizer Botschaften in Athen und 
Rom; in Rom wurde ein Schweizer Botschafts-
angestellter verletzt. Am 17. Januar 2011 
wurde auf ein Gebäude des Bundesstrafge-
richts in Bellinzona ein Brandanschlag verübt. 
Am 31. März 2011 verletzte eine an die 
Swissnuclear in Olten gerichtete Briefbombe 
zwei Personen. Zu den Anschlägen in Rom und 
Olten bekannte sich die italienische Federazi-
one Anarchica Informale. 

Die Briefbombenanschläge von linksextremer 
Seite, aber auch die von einem Einzeltäter 
begangenen Attentate in Norwegen und die im 
Berichtsjahr aufgedeckte Mordserie eines 
deutschen Netzwerks von Rechtsextremen 
haben 2011 gezeigt, dass Gewaltextremismus 
in letzter Konsequenz zu terroristischen Aktio-
nen führen kann. Es gibt jedoch keine Hinwei-
se darauf, dass sich der Gewaltextremismus in 
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der Schweiz im Berichtsjahr in diese Richtung 
entwickelte. Es bleiben jedoch auch hierzu-
lande Terroranschläge von im Vorfeld schwer 
zu identifizierenden Einzeltätern sowie Verbin-
dungen von Schweizer Extremisten zu mögli-
cherweise nicht als solche erkannten terroris-
tischen Akteuren im Ausland möglich. 

 

Proliferation 

Der Bundesrat stellt fest, dass: 

- die Schweiz weiterhin von intensiven Be-
strebungen einzelner Länder betroffen ist, 
unter Umgehung von Gesetzen Dual-use-
Güter zu beschaffen, um sie zur Entwick-
lung und Herstellung von Massenvernich-
tungswaffen und deren Trägersystemen zu 
verwenden. Die aktuelle Finanz- und Wirt-
schaftskrise erhöht das Risiko, dass Güter 
in proliferationskritische Länder verbracht 
werden. 

Im Zentrum der internationalen Agenda im 
Bereich Proliferation stand im Berichtsjahr 
einmal mehr die Verschärfung der Sanktionen 
der internationalen Gemeinschaft gegen Iran. 
Die Finanz- und Wirtschaftskrise erhöht die 
Proliferationsgefahr zusätzlich. Zum einen 
verschärft die Krise den Kostendruck und be-
schleunigt die Auslagerung von Produktion ins 
Ausland. Damit geht das Risiko einher, dass 
der Hersteller ein Stück Kontrolle über die 
Weiterverbreitung seines Knowhows verliert. 
Wenn ein in der Schweiz domizilierter Betrieb 
kritische Subsysteme im Ausland fertigen 
lässt, können damit auch die staatlichen 
Massnahmen im Bereich der Nonproliferation 
unterwandert werden. Zum anderen verur-
sacht die Finanz- und Wirtschaftskrise auch 
vermehrt Liquiditätsengpässe und löst Spar-
anstrengungen aus, was manchen Zulieferbe-
trieb dazu verleiten könnte, im Geschäft mit 
proliferationsrelevanten Staaten höhere Risi-
ken einzugehen, um kritische Geschäftssekto-
ren zu retten. Die Schweiz als innovativer, 
wettbewerbsfähiger Werkplatz und Wirt-
schaftsstandort hat ein besonderes Interesse 
daran, Beschaffungsversuche und Umge-
hungsgeschäfte zu verhindern und in der 
Schweiz tätige Firmen gegenüber Reputations-
risiken von Geschäften mit proliferationskriti-
schen Ländern zu sensibilisieren. 

Verbotener Nachrichtendienst 

Der Bundesrat stellt fest, dass: 

- in der Schweiz weiterhin verbotener Nach-
richtendienst betrieben wird, 

- insbesondere Spionage durch Informatik-
angriffe immer häufiger wird. 

Der hohe technologische Standard der 
Schweizer Industrie, der internationale For-
schungsstandort mit den Hochschulen, die 
UNO und andere internationale Gremien, der 
Finanzplatz, der Energie- und Rohstoffhandel 
und die zentrale Lage in Europa mit ausge-
zeichneten Infrastrukturen machen die 
Schweiz attraktiv als Ziel der Informationsbe-
schaffung durch fremde Nachrichtendienste. 
Insbesondere durch Informatikangriffe, die für 
die Angreifer mit viel kleineren Risiken behaf-
tet sind als traditionelle Methoden der Spiona-
ge, werden denn auch immer wieder Schwei-
zer Stellen und internationale Institutionen in 
der Schweiz ausgeforscht. 

Ausländische Regimegegner und Oppositionel-
le, die sich in der Schweiz niedergelassen ha-
ben, stellen ebenfalls ein Ziel ausländischer 
Nachrichtendienste dar. Dies betrifft vor allem 
Staaten, in denen die Meinungsäusserungs- 
und Medienfreiheit eingeschränkt sind und die 
über die Ressourcen verfügen, Regimegegner 
weltweit zu verfolgen. 

 

Angriffe auf Informationsinfrastrukturen 

Der Bundesrat stellt fest, dass: 

- Angriffe auf Informatikinfrastrukturen von 
Regierungen, internationalen Organisatio-
nen und Firmen mittlerweile zur Tagesord-
nung gehören. 

Neben ungezielten, flächendeckenden Angrif-
fen, die nur darauf ausgerichtet sind, mög-
lichst viele Computer wahllos zu infizieren, 
kommt es regelmässig zu gezielten elektroni-
schen Attacken. Es ist davon auszugehen, 
dass täglich versucht wird, in geschützte Netz-
werke zu gelangen, um diese auszuspionieren. 
Je nach Interesse und Sensitivität wird dabei 
mehr oder weniger Energie eingesetzt. Da die 
Angriffsversuche stetig und variabel sind, ist 
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die Chance relativ gross, dass ein Angriffsver-
such irgendwann auch erfolgreich ist. 

So ereigneten sich auch im Berichtsjahr einige 
spektakuläre Spionageangriffe, beispielweise 
auf die US-Börse Nasdaq, das französische 
Finanzministerium und auf den amerikani-
schen Rüstungs- und Technologiekonzern 
Lockheed Martin. Ebenfalls Opfer wurde das 
amerikanische Sicherheitsunternehmen RSA, 
weitere Angriffsversuche gab es auch auf 
UNO-Institutionen und einen in der Schweiz 
domizilierten internationalen Sportverband.  

Für Firmen ist es deshalb wichtig, sich nicht 
nur gegen Angriffe zu schützen, sondern sich 
selber auch auf die Eventualität eines erfolg-
reichen Angriffs vorzubereiten. Neben der 
Ausarbeitung von Notfallszenarien wie bei-
spielsweise das Kappen von Netzwerken oder 
die Vorbereitung der Unternehmenskommuni-
kation im Ereignisfall ist auch der bestmögli-
che Schutz der existenzsichernden Firmenge-
heimnisse zu berücksichtigen. Das heisst kon-
kret, dass Dokumente, deren Verlust die Firma 
existenziell gefährden, nicht auf einen Server 
gehören, der mit dem Internet verbunden ist 
oder einen anderweitigen externen Zugriff 
zulässt. 

Die Täterschaft gibt sich in solchen Fällen oft 
nicht mit einem einzigen Angriff zufrieden, da 
auch elektronische Spionage ein langwieriger 
Prozess ist. Sie lebt davon, Quellen aufzubau-
en, abzuschöpfen und ständig neue zu platzie-
ren. Einzelne Ereignisse im Cyberbereich kön-
nen sich bei genauerer Betrachtung oft als 
grössere Fallkomplexe erweisen. Solche Ver-
knüpfungen sowohl im nationalen als auch im 
internationalen Bereich herzustellen und da-
mit eine effiziente Bekämpfung der Bedrohun-
gen zu ermöglichen, ist das Ziel von NDB und 
der Melde- und Analysestelle Informationssi-
cherung MELANI. 

Im Berichtsjahr war im Bereich der Cyberkri-
minalität eine Verlagerung der Cyberangriffe 
weg vom Online-Banking hin zu weniger gut 
geschützten Diensten und Plattformen fest-
stellbar. Gefährdet sind besonders diejenigen 
Dienste, die nur mit Login und Passwort ge-
schützt sind und bei denen sich mit dem ille-
galen Zugang direkt oder indirekt Geld verdie-

nen lässt. So wurden mehrere europäische 
Emissionshandelsregister wiederholt angegrif-
fen. Aufgrund der andauernden Angriffs- und 
Missbrauchsversuche beschloss die Europäi-
sche Kommission im Januar 2011, den Handel 
mit Emissionsgutschriften EU-weit auszusetzen 
und diesen erst nach einer Verbesserung der 
Sicherheitsmassnahmen wieder zuzulassen, 
was bis April dauerte. In der Schweiz sind die 
betroffenen europäischen Gutschriften nicht 
handelbar. Eine Kontrolle des entsprechenden 
Schweizer Systems zeigte aber auch dort 
Schwachstellen auf, die ausgemerzt wurden. 
Von vergleichbaren Angriffen betroffen sind 
neben dem Emissionshandel unter anderem 
Online-Bezahlsysteme, Auktionsplattformen, E-
Mail-Provider und soziale Netzwerke. 

 

Gefährdungen für Personen und Gebäude im 

Zuständigkeitsbereich des Bundes 

Der Bundesrat stellt fest, dass: 

- Drohungen gegen Magistraten, Parlamen-
tarier und Bedienstete des Bundes auf 
dem Niveau des Vorjahres stabil blieben, 

- sich die Gefährdungslage für gewisse völ-
kerrechtlich geschützte Personen und Ein-
richtungen zwischenzeitlich veränderte, 

- Sachbeschädigungen bei Bundesobjekten 
im Rahmen der Erwartungen blieben, 

- gegen Flugzeuge gerichtete Anschläge 
sowie Flugzeugentführungen möglich blei-
ben. 

Verschiedene Entscheide und Ereignisse auf 
Bundesebene führten zu einer zeitweiligen 
Intensivierung der Bedrohungslage bei Magist-
ratspersonen und Parlamentariern, weshalb 
für einzelne Personen zusätzliche Sicher-
heitsmassnahmen getroffen werden mussten. 
Insbesondere war ein Parlamentarier, der als 
Delegationsmitglied im Europarat tätig ist, im 
Zusammenhang mit dieser Funktion einer be-
sonderen Gefährdung ausgesetzt. Bestehen 
blieb die Bedrohung an symbolträchtigen Ta-
gen und Anlässen sowie an den offiziellen und 
inoffiziellen Terminen der Bundesräte. 

Internationale Veranstaltungen, aber auch 
regionale Konflikte wie die Umwälzungen im 
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arabischen Raum führten im Berichtsjahr im-
mer wieder zu Protesten, Sachbeschädigun-
gen und Störungen von Anlässen, was ereig-
nisbezogene Sicherheitsmassnahmen zuguns-
ten verschiedener völkerrechtlich geschützter 
Personen und Einrichtungen notwendig mach-
te. Die Bedrohungslage im Bereich Terroris-
mus lässt weiterhin keine wesentliche Verän-
derung der Sicherheitsmassnahmen für die 
diplomatischen Einrichtungen zu. 

Im Zusammenhang mit politisch heiklen The-
men und Entscheidungen von Regierung, Par-
lament und Justiz waren vermehrt Sachbe-
schädigungen an Bundesobjekten zu ver-
zeichnen. 

Die Bedrohungslage im zivilen Luftverkehr hat 
sich nicht verändert; gegen Flugzeuge gerich-
tete Anschläge sowie Flugzeugentführungen 
bleiben weiterhin möglich. 

 

Gefährdungen im Umfeld von Sportanlässen 

Der Bundesrat stellt hinsichtlich der Gefähr-
dungen im Umfeld von Sportanlässen fest, 
dass: 

- es im Berichtsjahr wiederholt und im Ver-
gleich zu 2010 vermehrt zu gewalttätigen 
Ausschreitungen im Umfeld von Sportver-
anstaltungen kam, 

- die Massnahmen gegen Gewalt anlässlich 
von Sportveranstaltungen greifen, aber 
dennoch Probleme bestehen und gelöst 
werden müssen, 

- die Bekämpfung der Gewalt anlässlich von 
Sportveranstaltungen einerseits mit den 
bewährten Mitteln weiter geführt werden 
soll, andererseits auch neue Ansätze und 
Vorgehensweisen geprüft werden müssen. 

Die seit 2007 im Artikel 24a ff. des BWIS be-
fristet eingeführten Massnahmen Rayonver-
bot, Meldeauflage und Polizeigewahrsam ha-
ben seit dem 1. Januar 2010 ihre rechtliche 
Grundlage im Konkordat der Konferenz der 
Kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen 
und -direktoren über Massnahmen gegen Ge-
walt anlässlich von Sportveranstaltungen. 
Dem Konkordat gehören sämtliche Kantone 
an. Es wird zurzeit revidiert; die Möglichkeiten 

zur Bekämpfung von Gewalt anlässlich von 
Sportveranstaltungen sollen ausgebaut wer-
den. Das Führen des Informationssystems 
HOOGAN und das Verfügen von Ausreisebe-
schränkungen obliegen nach wie vor dem 
Bund. 

Nachdem im Vorjahr erstmals weniger Perso-
nen als zuvor neu im Informationssystem 
HOOGAN erfasst wurden, scheint der positive 
Trend nur für ein Jahr angehalten zu haben: 
2011 wurden 320 Personen neu in HOOGAN 
erfasst, 2010 waren es noch 260 gewesen. 
Gesamthaft waren zu Ende des Berichtsjahres 
1'194 Personen verzeichnet, davon neun 
Frauen. Auch die Gesamtzahl der Ausschrei-
tungen ist höher als 2010. 

Nach wie vor sind hauptsächlich Sportveran-
staltungen der höchsten Fussball- und Eisho-
ckeyligen betroffen, Fussballveranstaltungen 
stärker als Eishockey (70% der eingetragenen 
Personen haben einen Bezug zum Fussball, 
30% zum Eishockey). Leichte Tendenzen zei-
gen eine Häufung von Gewalt in den unteren 
Ligen. Nach wie vor auffällig ist die Vermeh-
rung von gewaltbereiten Ultragruppierungen. 
Vermehrt fallen Schweizer Risikofans negativ 
bei Klubfussballspielen im Ausland auf. Spiele 
der Schweizer Fussball- und Eishockeynatio-
nalmannschaften verliefen ohne gewalttätige 
Auseinandersetzungen. 

Die Risikofans sind praktisch ausnahmslos 
männlich und zwischen 15 und 35 Jahre alt, 
wobei die 19- bis 24-Jährigen die grösste 
Gruppe ausmachen (rund 50% aller in HOO-
GAN eingetragenen Personen). 

 

Tätigkeiten der Sicherheitsorgane des 

Bundes 
 

Bund und Kantone sorgen im Rahmen ihrer 
Zuständigkeiten für die Sicherheit des Landes 
und den Schutz der Bevölkerung. Sie koordi-
nieren ihre Anstrengungen im Bereich der in-
neren Sicherheit (Art. 57 Abs. 1 und 2 der 
Bundesverfassung, BV).146 

- Der Bund entschädigte die Tätigkeiten der 
Kantone zur Wahrung der inneren Sicher-
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heit im Berichtsjahr mit 8,4 Mio. Schweizer 
Franken, beziehungsweise entschädigte er 
die Kantone für 84 Vollzeitstellen. Die 
Kantone setzten diese für präventive 
Staatsschutzaufgaben ein. 

- Die Abgeltung der Kantone für die Durch-
führung von Schutzaufgaben nach Artikel 
28 Absatz 2 BWIS belief sich im Jahr 2011 
auf rund 12 Mio. Schweizer Franken. 

Sofern nicht die Kantone oder andere Bun-
desstellen zuständig waren, führten gemäss 
BWIS der NDB respektive der Bundessicher-
heitsdienst (BSD) sowie der Stab fedpol die 
Massnahmen durch. Der Bundesrat stellt fest, 
dass die Sicherheitsorgane des Bundes im 
Berichtsjahr ihren Auftrag erfüllt haben. 

Im Berichtsjahr wurde die sicherheitspolitische 
Führung auf Bundesebene neu organisiert.147 
Der Sicherheitsausschuss (SiA) setzt sich seit 
dem 1. Januar 2011 neu aus den Departe-
mentsvorstehern des VBS (Vorsitz), des EJPD 
und des Eidgenössischen Volkswirtschaftsde-
partements (EVD) zusammen. Der SiA beurteilt 
die sicherheitsrelevante Lage und koordiniert 
departementsübergreifende sicherheitspoliti-
sche Geschäfte. Der SiA tagt bei Bedarf, min-
destens jedoch zweimal jährlich. Das General-
sekretariat des VBS führt das Sekretariat. Der 
Stab SiA des Bundesrates wurde aufgelöst. 

Die Kerngruppe Sicherheit trat an die Stelle 
der Lenkungsgruppe Sicherheit. Die Kern-
gruppe setzt sich aus dem Staatssekretär des 
EDA, dem Direktor des NDB und dem Direktor 
fedpol zusammen (vgl. Organigramm). Aufgabe 
der Kerngruppe ist es, die Lage laufend zu 
verfolgen und zu beurteilen und für die Früh-
erkennung von Herausforderungen im sicher-
heitspolitischen Bereich zu sorgen. Sie stellt 
aufgrund der Analyse der sicherheitspoliti-
schen Lage und nach Absprache mit den fach-
lich zuständigen Stellen den zuständigen Aus-
schüssen des Bundesrates (Sicherheitsaus-
schuss, Ausschuss für Auswärtige Angelegen-
heiten und Europapolitik, Ausschuss für Migra-
tion und Integration, Ausschuss für internatio-
nale Finanz- und Steuerfragen) Anträge. 

 
 

Die Kerngruppe ist ein schlankes sicherheits-
politisches Organ; sie kann bei Bedarf für ein-
zelne Sitzungen Vertreter und Vertreterinnen 
weiterer Dienststellen beiziehen, insbesondere 
das Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO) 
und den Vizekanzler/Bundesratssprecher. Die 
Kerngruppe tagt in der Regel monatlich. Die 
Lagedarstellung wird durch den NDB mit Un-
terstützung durch das EDA und fedpol sicher-
gestellt. Die Koordination der Informationen 
der übrigen Stellen erfolgt durch den bereits 
bestehenden Nachrichtenverbund unter der 
Leitung des NDB. 

 
Nachrichtendienst des Bundes (NDB) 

Der NDB arbeitete im Berichtsjahr nicht nur, 
wie vorstehend beschrieben, mit inländischen, 
sondern in Anwendung der Artikel 11, 12 und 
13 der Verordnung über den Nachrichten-
dienst des Bundes (V-NDB)148 auch eng mit 
ausländischen Behörden zusammen, die Auf-
gaben im Sinne des BWIS und / oder des Bun-
desgesetzes über die Zuständigkeiten im Be-
reich des zivilen Nachrichtendienstes 
(ZNDG)149 erfüllen. Er vertrat zudem die 
Schweiz in den entsprechenden internationa-
len Gremien. Im Einzelnen pflegte der NDB 
den Nachrichtenaustausch mit Partnerdiens-
ten aus verschiedenen Staaten und mit aus-
ländischen Organisationen wie zum Beispiel 
der UNO und der EU. Er ist auch Mitglied in 
drei nachrichtendienstlichen und polizeilichen 
multilateralen Gremien. 
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Die Geschäftsprüfungsdelegation (GPDel) ver-
öffentlichte 2010 ihren Bericht «Datenbearbei-
tung im informatisierten Staatsschutzinforma-
tionssystem ISIS»150. Der Bundesrat hat die 
Empfehlungen der GPDel grundsätzlich ange-
nommen,151 mit dem Vorbehalt der Aufrecht-
erhaltung der gesetzlichen Aufgabenerfüllung 
durch den NDB. Die Umsetzung der Empfeh-
lungen ist im Gange, wird aber teilweise meh-
rere Jahre in Anspruch nehmen. Der ISIS-
Datenschutzberater hat seine Tätigkeit aufge-
nommen. Die festgestellten Pendenzen im 
Bereich der Qualitätssicherung wurden auch 
mithilfe automatisierter Löschprogramme bis 
Ende des Berichtsjahrs insgesamt um rund 80 
Prozent verringert. 

Der anfangs 2011 vom Bundesrat erteilte 
Grundauftrag des NDB (vgl. Art. 2 Abs. 2 V-
NDB)152 umfasst sämtliche Aufgabengebiete 
des NDB. Der Grundauftrag präzisiert im 
Rahmen des Gesetzes die Kerngebiete, die 
der NDB permanent zu bearbeiten hat und 
stellt so ein Instrument der politischen Füh-
rung dar. Er ist gemäss der Verordnung klassi-
fiziert und wird nicht publiziert. Der NDB setzt 
seine Mittel entsprechend diesen Vorgaben 
ein; er bearbeitet die Inlanddaten jedoch wei-
terhin auf der Grundlage des BWIS. In einer 
vertraulichen Liste hält das VBS gemäss Arti-
kel 11 Absatz 2 BWIS fest, welche vertrauli-
chen Vorgänge sowie Organisationen und 
Gruppierungen, bei denen der konkrete Ver-
dacht besteht, dass sie die innere oder die 
äussere Sicherheit gefährden, dem NDB ge-
meldet werden müssen; der Bundesrat ge-
nehmigt diese Liste jährlich, die GPDel nimmt 
sie zur Kenntnis. 

Im «Informationssystem Innere Sicherheit» 
(ISIS) verzeichnete BWIS-relevante Meldungen 
und Erkenntnisse betrafen zu rund 43 Prozent 
den Bereich Terrorismus, zu rund 29 Prozent 
den Bereich Gewaltextremismus, zu rund 
15 Prozent den Bereich verbotener Nachrich-
tendienst und zu rund 12 Prozent den Bereich 
Proliferation. Die Einträge zu Gewaltpropagan-
da und Hooliganismus machten zusammen 
vier Promille aus. 

Der NDB prüfte 6'656 Gesuche im Bereich 
Ausländerdienst auf eine Gefährdung der in-
neren Sicherheit (Akkreditierung von Diploma-

tinnen und Diplomaten sowie internationalen 
Funktionärinnen und Funktionären oder Gesu-
che um Stellenantritt im ausländerrechtlichen 
Bereich). In zwei Fällen beantragte der NDB 
die Ablehnung eines Gesuches um Akkreditie-
rung. Einem der Anträge auf Ablehnung wurde 
entsprochen und in der Folge ein Einreisever-
bot verfügt. Im anderen Fall wurde das Gesuch 
zurückgezogen. Im Weiteren überprüfte der 
NDB 549 Asyldossiers auf eine Gefährdung 
der inneren Sicherheit der Schweiz. In drei 
Fällen stellte er aufgrund relevanter Sicher-
heitsbedenken Antrag auf Abweisung des Asyl-
gesuches. Von den 29'545 Einbürgerungsge-
suchen, die er nach Massgaben des BWIS 
überprüfte, empfahl er in neun Fällen die Ab-
lehnung der Einbürgerung. Im Rahmen des 
Schengen-Visakonsultationsverfahrens VISION 
überprüfte der NDB 309'248 Datensätze auf 
eine Gefährdung der inneren Sicherheit der 
Schweiz. Er empfahl bei 13 Visagesuchen die 
Ablehnung. Die vom NDB beantragten Fernhal-
temassnahmen werden unten im Rahmen der 
von fedpol verfügten Fernhaltemassnahmen 
aufgeführt, da die Zahlen identisch sind. 
Daneben wurden 8'839 API-Datensätze (Ad-
vanced Passenger Information) überprüft. 
Massnahmen mussten keine getroffen wer-
den. 

Die nationale Fachstelle für Personensicher-
heitsprüfungen im VBS führte rund 46'074 
Personensicherheitsprüfungen durch. Davon 
wurden 10'728 dem NDB zur vertieften Abklä-
rung weitergeleitet. 

Der NDB legte im Berichtsjahr seinen zweiten 
Jahresbericht «Sicherheit Schweiz» vor. Im Be-
richt wird nicht nur die Lage im Bereich 
Staatsschutz beschrieben, sondern er enthält 
auch eine umfassende Beurteilung der Bedro-
hungslage. Politische Entscheidungsträger von 
Bund und Kantonen sowie die Strafverfol-
gungsbehörden waren Adressaten weiterer 
Berichte des NDB zu allen Themenbereichen 
des BWIS sowie Themen, die der NDB bearbei-
tet, um den Auftrag zur umfassenden Beurtei-
lung der Bedrohungslage gemäss dem ZNDG 
zu erfüllen. Der Bundesrat bedauert, dass es 
verschiedentlich zum Abfluss von vertraulichen 
nachrichtendienstlichen Informationen an 
Schweizer Medien gekommen ist. 
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Der NDB unterstützte im Berichtsjahr anlass-
bezogen die Kantone mit einem durch sein 
Bundeslagezentrum geführten nationalen 
Nachrichtenverbund (World Economic Forum, 
WEF) und bei einigen Ereignissen mit einer 
elektronischen Lagedarstellung. Er erstellte an 
jedem Werktag einen Lagebericht für die Kan-
tone und die Bundesverwaltung sowie wö-
chentlich Lageberichte mit Analysen und 
Kommentaren für den Gesamtbundesrat, für 
die Kantone und für die Bundesverwaltung. 

Im Berichtsjahr setzte der NDB zusammen mit 
den Kantonen sein Präventionsprogramm 
PROPHYLAX zur Sensibilisierung für die Be-
drohung durch Proliferation und Wirtschafts-
spionage fort; angesprochen wurden potenziell 
betroffene Unternehmen sowie Forschungs- 
und Bildungseinrichtungen. Total sind im Pro-
gramm rund 2'000 Firmen und 100 For-
schungsinstitutionen in der Schweiz und im 
Fürstentum Liechtenstein von Interesse. Im 
Berichtsjahr wurden 68 Firmen und Institutio-
nen kontaktiert. 

Die Tätigkeiten des NDB wurden departe-
mentsintern auf ihre Rechtmässigkeit, 
Zweckmässigkeit und Wirksamkeit durch die 
Nachrichtendienstliche Aufsicht VBS geprüft. 
2011 wurden die dem Departement übermit-
telten Produkte, die Gesamtbeurteilung der 
Beobachtungsliste gemäss Artikel 27 Absatz 3 
V-NDB sowie die Operationen des NDB im In- 
und Ausland überprüft. Weitere Schwerpunkte 
waren die Prüfung der Umsetzung der Empfeh-
lungen des Berichts der GPDel vom 21. Juni 
2010 zur Datenbearbeitung im ISIS sowie des 
Berichts der ND-Aufsicht vom 22. Februar 
2010 und die Prüfung von internen Abläufen 
im NDB. Ferner befasste sich die Aufsicht mit 
der Zusammenarbeit des NDB mit dem Militä-
rischen Nachrichtendienst (MND) und den 
Kantonen im Bereich der Staatsschutzaktivitä-
ten und mit der Umsetzung der neuen rechtli-
chen Grundlagen über die Dienstaufsicht in 
den Kantonen. Die GPDel wurde regelmässig 
über die Tätigkeiten des NDB und die allge-
meine Lageeinschätzung unterrichtet. 

Im Berichtsjahr gingen 66 neue Einsichtsge-
suche ins ISIS beziehungsweise ins «Informa-
tionssystem Äussere Sicherheit» (ISAS) ein. 
Der Eidgenössische Datenschutz- und Öffent-

lichkeitsbeauftragte (EDÖB) bearbeitete 51 
Einsichtsgesuche, sechs Gesuche waren un-
vollständig und konnten nicht an die Hand 
genommen werden, neun sind noch hängig. In 
46 Fällen erteilte der EDÖB die Standardaus-
kunft gemäss Artikel 18 Absatz 1 BWIS. In drei 
Fällen erfolgte nach Rücksprache mit dem 
NDB eine angemessene Information an die 
gesuchstellende Person gemäss Artikel 18 
Absatz 3 BWIS. In zwei Fällen verfügte der NDB 
eine nachträgliche Benachrichtigung gemäss 
Artikel 18 Absatz 6 BWIS. Darüber hinaus ver-
fügte der NDB acht nachträgliche Benachrich-
tigungen zu Auskunftsgesuchen aus dem Jahr 
2010. Von den im Berichtsjahr eingegangenen 
Auskunftsgesuchen wurden zwei ans Bundes-
verwaltungsgericht weitergezogen. 

MELANI ist ein Kooperationsmodell zwischen 
dem Informatiksteuerungsorgan Bund (ISB, bis 
Ende 2011: Informatikstrategieorgan) im EFD 
und dem NDB. Die strategische Leitung sowie 
das technische Kompetenzzentrum von ME-
LANI sind beim ISB, die operativen, nachrich-
tendienstlichen Einheiten von MELANI sind 
beim NDB angesiedelt. MELANI hat den Auf-
trag, die kritischen Infrastrukturen der Schweiz 
subsidiär in ihrem Informationssicherungspro-
zess zu unterstützen, um präventiv – und bei 
IT-Vorfällen koordinierend – das Funktionieren 
der Informationsinfrastrukturen der Schweiz 
zusammen mit den Unternehmen zu gewähr-
leisten. Um dieses Ziel zu erreichen, arbeiteten 
im Berichtsjahr MELANI und die Betreiber der 
kritischen Infrastrukturen der Schweiz in einer 
sogenannten «Public Private Partnership» auf 
freiwilliger Basis zusammen. 

 
Das Bundesamt für Polizei (fedpol) 

fedpol verfügt sicherheitspolizeilich begründe-
te Fernhaltemassnahmen und hört den NDB 
jeweils vorgängig an beziehungsweise erhält 
von diesem entsprechende begründete Anträ-
ge (Art. 67 Abs. 4 des Bundesgesetzes vom 
16. Dezember 2005 über die Ausländerinnen 
und Ausländer, AuG).153 Im Berichtsjahr verfüg-
te fedpol 105 Einreiseverbote, davon 6 im 
Zusammenhang mit Terrorismus und 22 im 
Bereich des verbotenen Nachrichtendiensts. 
Die restlichen 77 Verfügungen wurden anläss-
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lich des WEF 2011 erlassen. Es wurden keine 
Ausweisungen nach Artikel 68 AuG verfügt. 

fedpol ist für die Beschlagnahme und Einzie-
hung von Propagandamaterial gestützt auf 
Artikel 13a BWIS zuständig. Zudem ist es be-
fugt, Sperrempfehlungen an schweizerische 
Internetprovider zu erlassen. Im Berichtsjahr 
unterbreitete ihm der NDB in insgesamt neun 
Fällen Sicherstellungen des Zolls zur Beurtei-
lung. In drei Fällen erliess fedpol eine Einzie-
hungsverfügung, in einem Fall überwies es 
den Sachverhalt der zuständigen Strafbehör-
de. 

fedpol publizierte den Jahresbericht «Krimina-
litätsbekämpfung Bund», der sich an die politi-
schen Auftraggeber und Kontrollorgane, Poli-
zeikreise und in- und ausländische Partnerbe-
hörden sowie die Medien und die Öffentlich-
keit richtet. Der Bericht ist zum zweiten Mal in 
dieser Form erschienen. Er befasst sich mit 
der Kriminalitätsbekämpfung des Bundes und 
beinhaltet zwei Teile. Im ersten Teil wird die 
Bedrohungslage analysiert und eingeschätzt, 
im zweiten Teil werden die Tätigkeitsschwer-
punkte von fedpol im Berichtsjahr dargestellt. 

Der Bundessicherheitsdienst (BSD) sorgte in 
Zusammenarbeit mit den kantonalen Behör-
den für den Schutz der Behörden und der Ge-
bäude des Bundes sowie für den Schutz der 

Personen und Gebäude, für die der Bund völ-
kerrechtliche Schutzpflichten erfüllen muss. Es 
wurden vielfältige Schutzmassnahmen zuguns-
ten von völkerrechtlich geschützten Personen, 
Magistratspersonen des Bundes, Bediensteten 
des Bundes, die besonders gefährdet waren, 
sowie eidgenössischen Parlamentarierinnen 
und Parlamentariern in Ausübung ihres Amtes 
durchgeführt. Für den Einsatz im internationa-
len gewerbsmässigen Luftverkehr wurden Si-
cherheitsbeauftragte bei den Polizeikorps, 
dem Grenzwachtkorps (GWK) und der Militäri-
schen Sicherheit rekrutiert und ausgebildet. 
Weiter wurden die Mitglieder des Sondersta-
bes Geiselnahme und Erpressung, der zur Be-
wältigung einer Krisensituation mit Erpressung 
von Behörden des Bundes oder des Auslandes 
durch eine strafbare Handlung in Bundesge-
richtsbarkeit zum Einsatz kommt, zur Erfüllung 
ihrer Aufgabe aus- und weitergebildet. Die Ab-
teilung Sicherheit Gebäude erstellte 120 Risi-
koanalysen und Sicherheitsbeurteilungen für 
Gebäude des Bundes im In- und Ausland und 
führte operative Schutzmassnahmen bei di-
versen Gebäuden des Bundes durch. Der 
Fachbereich Gefährdungslage sorgte schliess-
lich für eine permanente Verfolgung und Beur-
teilung der Lage im Zuständigkeitsbereich des 
BSD und erstellte dabei rund 500 Gefähr-
dungsbeurteilungen. 
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Entwurf 

Bundesbeschluss 

über die Geschäftsführung des Bundesrates im Jahr 2011 

 

vom 

 

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 

nach Einsicht in die Berichte des Bundesrates vom 15. Februar 2012, 

beschliesst: 

 

Art. 1 

Der Geschäftsführung des Bundesrates im Jahre 2011 wird die Genehmigung erteilt. 

 

Art. 2 

Dieser Beschluss untersteht nicht dem Referendum. 
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wicklung einer kohärenten Familienpolitik» als neuem Ziel 8 ebenfalls diesem zugeordnet. 
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126  Jahresziel 2012. 
127  Jahresziel 2012. 
128  Jahresziel 2012. 
129  Jahresziel 2012. 
130  Jahresziel 2012. 
131  Kein Bericht Botschaft / aber LP Ziel. 
132  Jahresziel 2012. 
133  Jahresziel 2012. 
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136  Jahresziel 2012. 
137  Jahresziel 2012. 
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141  Titel gemäss Jahresziel 2011: 2012–2015. Neuer Titel 2012–2016. 
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143  In den Jahreszielen 2010 und im Geschäftsbericht 2010 unter dem Ziel 15 subsummiert. Auf Wunsch des EVD 

unter dem Ziel 17 subsummiert, da primär im Kontext der Entwicklungszusammenarbeit zu sehen. 
144  SR 120. 
145  Vgl. Bericht des Bundesrates über die Bedrohungslage und die Tätigkeiten der Sicherheitsorgane des Bundes im 
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